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Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz, dem der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsitzender, der Bundes- 
minister der Finanzen sowie die elf Minister und Senatoren für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Länder angehören, hat in Ausführung des Geset- 
zes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" vom 3. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1573) in der Fas- 
sung vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2140) folgende Ergänzung des 
Rahmenplanes für den Zeitraum 1973 bis 1976 (Drucksache 7/61) beschlossen: 


TEIL I 

Einführung 


1. Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat im 
April 1972 Richtlinien für eine gemeinsame Agrar- 
strukturpolitik verabschiedet. Die Bundesrepublik 
ist verpflichtet, diese Richtlinien bei der Durchfüh- 
rung ihrer nationalen Agrarstrukturpolitik anzu- 
wenden. 

Da die Prüfung der deutschen Vorschläge für EWG- 
konforme Förderungsgrundsätze bei der Verabschie- 
dung des Rahmenplanes noch nicht abgeschlossen 
war, hatte der Planungsausschuß am 21. Dezember 
1972 beschlossen, die bis Ende 1972 geltenden Richt- 
linien für die einzelbetriebliche Investitionsförde- 
rung, ländliche Siedlung, Buchführung und Verpach- 
tungsprämie zu Förderungsgrundsätzen zu erklären. 
Die Anwendung dieser Förderungsgrundsätze wurde 


vom Planungsausschuß auf die Zeit vom 1. Januar 
bis 19. April 1973 befristet. 

2 . Diese vorläufigen Förderungsgrundsätze werden 
ab 20. April 1973 durch die nachstehenden Grund- 
sätze ersetzt. Sie werden der Kommission der EG 
gemäß Artikel 17 Abs. 4 der Richtlinie des Rates 
vom 17. April 1972 über die Modernisierung der 
landwirtschaftlichen Betriebe (Richtlinie 72/1 59/EWG) 
sowie gemäß Artikel 8 Abs. 4 der Richtlinie des 
Rates vom 17. April 1972 zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
und der Verwendung der landwirtschaftlich genutz- 
ten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung 
(Richtlinie 72/ 160/EWG) nach ihrer Verabschiedung 
durch den Planungsausschuß mitgeteilt. 


TEIL II 

Förderungsgrundsätze 


Grundsätze für die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Landwirtschaft und für die Förderung der ländlichen Siedlung 


Erster Teil 


Förderungsmittel dürfen nur insoweit gewährt wer- 
den, als 

— der angestrebte agrarstrukturelle und betriebs- 
wirtschaftliche Erfolg ohne Inanspruchnahme 
dieser Mittel nicht erzielt werden kann, 

— andere öffentliche Finanzierungshilfen nicht in 
Anspruch genommen werden können und 


— der Begünstigte eigene und seines Ehegatten 
Vermögenswerte sowie sonstige Eigenleistungen 
im Rahmen des Zumutbaren in das Verfahren 
einbringt. 

1 . 1 . 

Förderungsmittel dürfen nicht bewilligt werden, 
wenn der Begünstigte oder sein Ehegatte erhebliche 
Vermögenswerte besitzen, die nicht zum landwirt- 
schaftlichen Betrieb gehören, oder wenn erhebliche 
Erlöse aus der Veräußerung von bebauten oder un- 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
vom 19. April 1973 — IV B 1 — 4357.4 — . 
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bebauten Grundstücken des Begünstigten oder seines 
Ehegatten erzielt worden sind, erzielt werden oder 
erzielt werden könnten und die Vermögenswerte 
oder die Erlöse für das Vorhaben eingesetzt werden 
könnten und die Verwertung zumutbar ist. 

2 . 

Für das förderungsfähige betriebliche Investitions- 
volumen sind die Kosten ohne Mehrwertsteuer, für 
Investitionen im landwirtschaftlichen Wohnhaus die 
Kosten einschließlich Mehrwertsteuer, maßgebend. 

3. 

Investitionen, die vor der Bewilligung der Förde- 
rungsmittel begonnen worden sind, sind von der 
Förderung ausgeschlossen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann in 
Härtefällen Ausnahmen zulassen. 

4. 

Darüber hinaus sind von der Förderung ausgeschlos- 
sen: 

4 . 1 . 

Laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbind- 
lichkeiten, Erbabfindungen und Kreditbeschaffungs- 
kosten für nach diesen Grundsätzen geförderte In- 
vestitionen. 

4 . 2 . 

Investitionen in Betriebszweigen, die im Sinne der 
Steuergesetze als gewerbliche oder nichtgewerbliche 
Nebenbetriebe gelten. 

4 . 3 . 

Bodenverbesserungen und der Bau von Wirtschafts- 
wegen, soweit sie von einer Gebietskörperschaft, 
einer Teilnehmergemeinschaft nach dem Flurbereini- 
gungsgesetz oder einem Wasser- und Bodenverband 
durchgeführt werden. 

4 . 4 . 

Eine Förderung forstwirtschaftlicher Zusammen- 
schlüsse nach dem Gesetz über forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse und eine Förderung von Erzeu- 
gergemeinschaften nach dem Marktstrukturgesetz 
sowie nach der EG-Verordnung 1035/72 bisher 159/66 
(Obst, Gemüse), 2142/70 (Fische) und 1696/71 
(Hopfen), nach diesen Grundsätzen ist nicht möglich. 


Zweiter Teil 

5. Die Einzelbetriebliche Investitionsförderung 

umfaßt: 

5 . 1 . 

Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben und 
Kooperationen, 


5 . 2 . 

Rationalisierung von Betrieben durch Verbesserung 
des Wohnteils, 

5 . 3 . 

Investitionshilfen für Uberbrückungsmaßnahmen. 

6. Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben 
und Kooperationen 

7. Verwendungszweck 

7 . 1 . 

Zur Schaffung der strukturellen Voraussetzungen für 
eine merkliche Verbesserung der Einkommen und 
der Arbeits- und Produktionsbedingungen in der 
Landwirtschaft können betriebliche Investitionen, die 
der Rationalisierung eines landwirtschaftlichen Be- 
triebes dienen und die eine nachhaltige Verbesse- 
rung der Wirtschaftlichkeit der geförderten Betriebs- 
und Unternehmenseinheiten erwarten lassen, geför- 
dert werden. 

7 . 2 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch: 

7 . 2 . 1 . 

Die Kosten für die Erstellung eines Betriebsentwick- 
lungsplanes, 

7 . 2 . 2 . 

die beim Grundstückserwerb anfallenden Gebühren, 

7 . 2 . 3 . 

die jeweils geltenden Gebühren für Architekten und 
Ingenieure. 

8 . 

Die Gebühren für das Tätigwerden eines von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde anerkannten 
Sachverständigen (Betreuer) werden nur für Ver- 
fahren, in denen öffentliche Darlehen eingesetzt wer- 
den, gewährt und als Zuschuß gezahlt. Sie errechnen 
sich in entsprechender Anwendung des § 8 Abs. 3 
der II. Berechnungsverordnung in der Fassung vom 
14. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1682) nach dem förde- 
rungsfähigen baulichen Investitionsvolumen ein- 
schließlich Erschließung (ohne Baunebenkosten) und 
dem förderungsfähigen Investitionsvolumen für Ma- 
schinen und Geräte für die Hofwirtschaft mit folgen- 
der Besonderheit: 

8 . 1 . 

Unter besonderen Maßnahmen der Bodenordnung 
sind zu verstehen: Flurbereinigung, beschleunigte 
Zusammenlegung, freiwilliger Landtausch, Dorf- 
erneuerung und Dorfentwicklung. 
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8 . 2 . 

Für bauliche Maßnahmen in Altgehöften wird die 
Grundgebühr nach § 8 Abs. 3 der II. Berechnungsver- 
ordnung pauschal um 0,5 % erhöht. 

8 . 3 . 

Die Gebühren dürfen bis zu 80 % unmittelbar nach 
der Bewilligung der Mittel gezahlt werden, die rest- 
lichen 20 °/o jedoch erst nach Abschluß des Vor- 
habens (Vorlage des Verwendungsnachweises). 

9 . 

Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

9 . 1 . 

Ankauf, Aufstockung aus eigener Nachzucht und 
Zukauf von lebendem Inventar; jedoch können ge- 
fördert werden: 

9 . 1 . 1 . 

Der Zukauf von Rindvieh in Betrieben mit mehr als 
50 °/o tatsächlich genutztem Dauergrünland oder in 
Futterbaubetrieben, deren Futterbauanteil an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche mehr als 80 °/o be- 
trägt, mit Ausnahme von zur Erzeugung von Kalb- 
fleisch bestimmten Kälbern. 

9 . 1 . 2 . 

Der Ankauf und Zukauf von Zuchtschafen zur Auf- 
stockung und zum Aufbau einer Herde. 

9 . 1 . 3 . 

Beim Kauf von lebendem Inventar darf nur der im 
Betriebsentwicklungsplan vorgesehene erste Erwerb 
berücksichtigt werden. 

9 . 1 . 4 . 

Ist im Betriebsentwicklungsplan der Ankauf von 
Rindern oder Schafen vorgesehen, so ist eine Förde- 
rung davon abhängig, daß der Anteil der Verkäufe 
aus der Rinder- und Schafhaltung nach Durchführung 
des Betriebsentwicklungsplanes mehr als 60 °/o der 
gesamten Verkaufserlöse des Betriebes ausmacht. 

9 . 1 . 5 . 

Sofern der Betriebsentwicklungsplan eine Investi- 
tion im Bereich der Schweinehaltung vorsieht, so ist 
eine Förderung davon abhängig, daß die Investition 
mindestens 37 000 DM und höchstens 150 000 DM 
beträgt und nach Durchführung des Betriebsentwick- 
lungsplanes mindestens 35 % der von den Schweinen 
verbrauchten Futtermittel vom Betrieb selbst erzeugt 
werden könnten. Bei gemeinschaftlicher Produktion 
durch mehrere Betriebe ist die letztgenannte Bedin- 
gung erfüllt, wenn 35 °/o der Futtermittel von einem 
oder mehreren der beteiligten Betriebe erzeugt 
werden könnten. 

9 . 2 . 

Der Bereich der Eier- und Geflügelerzeugung. 

9 . 3 . 

20 °/o der Anschaffungskosten für Maschinen und 
Geräte (totes Inventar). 


9 . 4 . 

Alle Anpflanzungen von Apfel-, Birn- und Pfirsich- 
bäumen. 

9 . 4 . 1 . 

Die Förderung der Aufforstung richtet sich nicht 
nach diesen Grundsätzen, sondern nach denen für 
waldbauliche und sonstige forstliche Maßnahmen. 

9 . 5 . 

Kauf, Neu-, Um- und Ausbau von Wohnhäusern, 
soweit diese Grundsätze nicht ausdrücklich etwas an- 
deres bestimmen. 

9 . 6 . 

Landankäufe zur Vergrößerung der Eigentums- 
flächen und der Erwerb von Hofstellen durch selbst- 
wirtschaftende Eigentümer, Verpächter oder Pächter. 
Jedoch wird eine Förderung zugelassen 

9 . 6 . 1 . 

in Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz oder 

9 . 6 . 2 . 

außerhalb solcher Verfahren, wenn eine langfristige 
Pachtung auf mindestens 12 Jahre von zur Betriebs- 
vergrößerung geeigneten Flächen zu angemessenen 
Bedingungen nicht möglich ist. 

9 . 6 . 3 . 

Bei Verpächtern ist die Förderung des Landankaufs 
zur Vergrößerung der Eigentums fläche nur möglich, 
wenn die Voraussetzungen nach 9.6.1. oder 9.6.2. 
erfüllt sind und der Betrieb vom Vater an den Sohn 
verpachtet wurde oder ein dieser Situation vergleich- 
bares Pachtverhältnis vorliegt. 

9 . 6 . 4 . 

Bei der Förderung des Landankaufs ist entwicklungs- 
fähigen Betrieben vorrangig Land zur Verfügung zu 
stellen, das durch eine Förderung zur Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit frei ge- 
worden ist. 


10. Förderungsvoraussetzungen 
10 . 1 . 

Gefördert werden kann: 

10 . 2 . 

Ein landwirtschaftlicher Unternehmer oder ein Fisch- 
wirt der Binnenfischerei (Begünstigte), wenn zum 
Zeitpunkt der Antragstellung der Anteil seines land- 
wirtschaftlichen Einkommens an seinem Gesamtein- 
kommen mindestens 50 % beträgt und die für Tätig- 
keiten außerhalb des Betriebes aufgewendete Ar- 
beitszeit weniger als die Hälfte seiner Gesamt- 
arbeitszeit ausmacht (Haupterwerbslandwirt). 

10 . 3 . 

Für Begünstigte, die Verpächter oder Pächter sind, 
gelten die nachstehenden Bestimmungen: 
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10 . 3 . 1 . 

Verpächter, die auf der Grundlage eines Betriebs- 
entwicklungsplanes Investitionen zugunsten des ver- 
pachteten Betriebes durchführen, können insoweit 
gefördert werden; 9.6. bleibt hiervon unberührt. 

10 . 3 . 2 . 

Begünstigte, die einen landwirtschaftlichen Betrieb 
gepachtet haben (Betriebspächter) oder 

10 . 3 . 3 . 

die überwiegend auf gepachteten Flächen und auf 
Flächen wirtschaften, die im Eigentum des Begün- 
stigten, seines Ehegatten, des Hofübernehmers oder 
dessen Ehegatten stehen, müssen Nutzungsverhält- 
nisse von angemessener Dauer — in der Regel 
12 Jahre — durch Vorlage entprechender Verträge 
oder auf andere Weise nachweisen. 

10 . 4 . 

Begünstigte (Juristische Personen), deren Betrieb ein 
Gewerbebetrieb kraft Rechtsform ist, können unter 
den Voraussetzungen nach 10.2. gefördert werden, 
wenn der Betrieb im übrigen die Merkmale eines 
landwirtschaftlichen Betriebes aufweist. 

10 . 5 . 

Antragsteller, deren Betrieb oder Betriebsteil nach 
§ 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz nicht der Land- 
und Forstwirtschaft zugerechnet wird, sind insoweit 
von der Förderung ausgeschlossen. Begünstigte, 
deren Viehbestände die in § 51 Bewertungsgesetz 
vorgesehenen Grenzen überschreiten, sind für die 
steuerrechtlich als Gewerbebetrieb eingestuften Tier- 
haltungszweige auch dann von der Förderung ausge- 
schlossen, wenn sie sich an einer Kooperation be- 
teiligen. 

10 . 6 . 

In Berlin sind Landwirte, deren Betriebe oder Be- 
triebsteile nach § 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
nicht der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet wer- 
den oder deren Viehbestände die in § 51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten, 
erst ab einem größeren Umfang ihrer Tierhaltung 
von der Förderung ausgeschlossen. Die Abgrenzung 
wird in Anlage 1 geregelt. 

11 . 

Für Haupterwerbslandwirte in Einzelunternehmen 
gilt folgendes: 

11 . 1 . 

Der Begünstigte muß nach seiner beruflichen Vor- 
bildung und/oder durch eine angemessene Berufs- 
erfahrung von mindestens 3 Jahren die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung bieten. 

11 . 2 . 

Ist der Begünstigte jedoch nach dem 31. Dezember 
1953 geboren, so muß der Bewerber mindestens die 
landwirtschaftliche Abschlußprüfung als Gehilfe be- 
standen und eine landwirtschaftliche Fachschule be- 


sucht und mit Erfolg abgeschlossen haben oder eine 
gleichwertige Berufsausbildung nachweisen können. 

11 . 2 . 1 . 

Als gleichwertige Berufausbildung gilt eine Aus- 
bildung, die den Begünstigten befähigt, einen land- 
wirtschaftlichen Betrieb ordnungsgemäß zu bewirt- 
schaften. 

11 . 2 . 2 . 

über Ausnahmen nach 11.1. und 11.2.1. wird unter 
besonderer Berücksichtigung der Persönlichkeit des 
Betriebsinhabers entschieden. 

11 . 2 . 3 . 

11.1. und 11.2. gelten auch für Pächter und bei 
Begünstigten nach 10. 4. für den Betriebsleiter. 

11 . 3 . 

Die Förderung setzt außerdem die Einführung einer 
ordnungsgemäßen Buchführung für die Dauer von 
10 Jahren, beginnend mit dem auf die Bewilligung 
folgenden Rechnungsjahr, voraus. Bei Investitionen 
unter 50 000 DM besteht die Buchführungspflicht 
mindestens für die Laufzeit des Betriebsentwick- 
lungsplanes, bei den Fällen, in denen gleichzeitig 
eine Buchführungsbeihilfe gewährt wird, jedoch so 
lange, wie die Zahlung gewährt wird, also minde- 
stens sechs Jahre. 

Verpächter, die Investitionen zugunsten des ver- 
pachteten Betriebes durchführen (10.3.1.) sind von 
der Buchführungspflicht befreit. Der Verpächter 
wird jedoch nur gefördert, wenn sich der Pächter 
rechtsverbindlich zur Buchführung im Sinne dieser 
Grundsätze verpflichtet. Die Durchsetzung der Buch- 
führungsauflage muß durch den Verpächter gewähr- 
leistet werden. 

11 . 3 . 1 . 

Als Nachweis für die Erfüllung dieser Auflage dient 
die formlose Bescheinigung einer landwirtschaft- 
lichen Buchstelle oder einer anderen Bücher führen- 
den oder Bücher prüfenden Stelle oder der Stelle, 
die von der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
beauftragt ist. 

11 . 3 . 2 . 

Diese Bescheinigung muß sich darauf erstrecken, 
daß in dem betreffenden Betrieb eine Buchführung 
besteht oder für das nächste Rechnungsjahr ver- 
bindlich angemeldet ist. 

11 . 4 . 

Die in 11.3. genannnte Buchführung muß hinsicht- 
lich der Aufzeichnungen und der Ergebnisse den in 

73.2. bis 73.3.6. dieser Grundsätze genannten An- 
forderungen an eine Buchführung der Stufe III 
entsprechen (siehe auch Anlage 2). 

Für Fischereibetriebe ist eine entsprechende Buch- 
führung einzurichten. 

12 . 

Der Begünstigte hat auf Grund eines Betriebsent- 
wicklungsplanes nachzuweisen, daß er spätestens 
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im vierten Jahr (Zieljahr) nach Einsetzen der För- 
derungsmaßnahmen eine Verbesserung seines wirt- 
schaftlichen Betriebsergebnisses und ein Arbeits- 
einkommen erzielen kann, das dem in außerland- 
wirtschaftlichen Berufen in dem betreffenden Ge- 
biet erzielten Einkommen vergleichbar ist. 

12 . 1 . 

Das vergleichbare Arbeitseinkommen wird auf der 
Grundlage der Arbeitsstättenzählung 1970 ermit- 
telt. Es wird jeweils für das Jahr der Antragstel- 
lung zum 1. Januar festgelegt. Die Fortschreibung 
bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt mit den nominalen 
Werten entsprechend der allgemeinen Einkommens- 
entwicklung. Für das Jahr 1973 ist der Bundes- 
durchschnitt auf 17 300 DM/AK festgesetzt. Die 
regionale Differenzierung dieses Wertes geht aus 
Anlage 3 hervor. 

12 . 2 . 

Vom Jahr der Antragstellung bis zum Zieljahr wird 
das vergleichbare Arbeitseinkommen entsprechend 
dem geschätzten Zuwachs des Realeinkommens jähr- 
lich um 3,5 °/o fortgeschrieben. 

12 . 3 . 

Bei der Ermittlung des Arbeitseinkommens können 
nicht aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
stammende Einkommen bis zur Höhe von 20 % des 
je Unternehmen vorgesehenen vergleichbaren Ar- 
beitseinkommens berücksichtigt werden, sofern für 
eine Vollarbeitskraft das vergleichbare Arbeitsein- 
kommen allein aus dem Einkommen des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens erzielt wird. Nicht aus 
dem landwirtschaftlichen Unternehmen stammende 
Einkommen sind u. a. Einkommen aus Forst, Jagd 
und nichtgewerblichen Nebenbetrieben. 

12 . 4 . 

Die Verzinsung des Eigenkapitals muß mindestens 
3,5% und 2 000 DM/Betrieb betragen. Die Verzin- 
sung des Fremdkapitals richtet sich nach dem tat- 
sächlich zu zahlenden Zinssatz. 

12 . 5 . 

Hat der Begünstigte für sein Unternehmen das fest- 
gelegte Arbeitseinkommen bereits erreicht oder 
überschritten, so ist eine Förderung nur zulässig, 
wenn die Struktur seines Betriebes so beschaffen 
ist, daß die Erhaltung des Einkommens auf ver- 
gleichbarer Höhe gefährdet ist. 

12 . 6 . 

Der Betriebsentwicklungsplan enthält Daten über 
den derzeitigen Zustand des Unternehmens und 
seine mit dem Vorhaben angestrebte zukünftige 
Entwicklung unter Nachweis des dabei erzielbaren 
wirtschaftlichen Erfolges sowie eine Beschreibung 
der Maßnahmen und insbesondere der Investitio- 
nen, die zur Erreichung der angestrebten Ergebnisse 
durchgeführt werden müssen. Bei der Aufstellung 
des Betriebsentwicklungsplanes ist davon auszu- 
gehen, daß das vergleichbare Arbeitseinkommen 
erreichbar sein muß, ohne daß die jährliche Arbeits- 
zeit 2 300 Stunden/AK übersteigt. 


Für den Betriebsentwicklungsplan ist ein bundes- 
einheitlicher Vordruck zu verwenden. Für die Er- 
stellung des Betriebsentwicklungsplanes ist der An- 
tragsteller selbst verantwortlich. 

12 . 7 . 

In begründetem Ausnahmefall ist eine Verlänge- 
rung der Laufzeit des Betriebsentwicklungsplanes 
auf sechs Jahre zulässig. Der Förderungszeitraum 
darf dadurch jedoch nicht verlängert werden. Gleich- 
zeitig muß das in 12.1. geforderte Arbeitseinkom- 
men bis zu dem geänderten Zieljahr des Betriebs- 
entwicklungsplanes fortgeschrieben werden. 

12 . 8 . 

Können Begünstigte nach 10.2. für reine fischwirt- 
schaftliche Unternehmen oder für den fischwirt- 
schaftlichen Betriebsanteil gemischter Unternehmen 
keinen dem Betriebsentwicklungsplan entsprechen- 
den Nachweis erbringen, so kann an dessen Stelle 
ein Gutachten von der nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörde treten. In diesen Fällen ist nachzuwei- 
sen, daß die Investition unter Anwendung betriebs- 
wirtschaftlicher Abschreibungssätze und unter Be- 
rücksichtigung der durch die Investition bedingten 
Zinsbelastung wirtschaftlich und tragbar ist. 

12 . 9 . 

Im Zieljahr muß eine angemessene für das notwen- 
dige Wachstum des Unternehmens ausreichende 
Eigenkapitalbildung gewährleistet sein. 

13 . 

Die Errichtung eines landwirtschaftlichen Gehöftes 
mit Wohnhaus (Aussiedlung) oder ohne Wohnhaus 
(Teilaussiedlung) an einem anderen Standort an- 
stelle des bisherigen Gehöftes sowie die Ausglie- 
derung eines Betriebszweiges aus dem weiterhin 
am alten Standort bestehenden Unternehmen (Be- 
triebszweigaussiedlung) können nur dann gefördert 
werden, wenn daran ein erhebliches öffentliches 
Interesse besteht. Bei einer Aussiedlung muß die 
alte Hofstelle in vollem Umfang veräußert oder an- 
derweitig verwertet werden. Bei Teilaussiedlungen 
darf eine über die Eigenversorgung hinausgehende 
Viehhaltung am alten Standort nicht mehr betrie- 
ben werden. 

13 . 1 . 

Ein erhebliches öffentliches Interesse, das beson- 
ders darzulegen ist, liegt insbesondere vor, wenn 

13 . 1 . 1 . 

die alte Hofstelle für gemeinnützige, öffentliche 
oder gemeinschaftliche Vorhaben (z. B. Kindergär- 
ten, Spielplätze, Straßenbau, Friedhofserweiterung, 
Gemeinschaftseinrichtungen) benötigt wird, oder 

13 . 1 . 2 . 

die Aussiedlung im Rahmen und zum Vorteil einer 
Flurbereinigung oder städtebaulicher und ordnungs- 
politischer Maßnahmen (Dorferneuerung) durchge- 
führt wird, oder 
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13 . 1 . 3 . 

zu wenig entwicklungsfähige Betriebe mit einer aus- 
baufähigen Hofstelle vorhanden sind 

13 . 1 . 4 . 

oder die Hofstelle ausgesiedelt werden muß, weil 
Erweiterungsbauten am alten Standort wegen der 
dadurch entstehenden Immissionen nicht zugelassen 
werden. 

13 . 2 . 

Für Investitionen bei Aussiedlungen, die den Wohn- 
teil betreffen, gilt folgendes: 

13 . 2 . 1 . 

Die Wohnfläche darf zur Berechnung des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens die in § 39 Abs. 1 
des zweiten Wohnungsbaugesetzes für den förde- 
rungsfähigen sozialen Wohnungsbau zugelassenen 
Grenzen nicht überschreiten. 

Weitere Einschränkungen der Wohnfläche sind zu- 
lässig. 

13 . 2 . 2 . 

Dabei sind Wohngebäude mit Altenteil, auch wenn 
das Altenteil als eigener Baukörper errichtet ist, 
den Familienheimen mit zwei Wohnungen gleich- 
gestellt. 

13 . 2 . 3 . 

Die Berechnung der Wohnfläche richtet sich nach 
§§ 42 ff. der Verordnung über wohnwirtschaftliche 
Berechnungen (II. Berechnungsverordnung). 

13 . 2 . 4 . 

Fremdenzimmer können bei der Berechnung der 
Wohnfläche außer Betracht gelassen werden; diese 
Regelung ist jedoch auf Betriebe in solchen Gebie- 
ten beschränkt, die für den Fremdenverkehr er- 
schlossen sind oder nach ihrer Lage und Struktur 
eine entsprechende Nachfrage nach Fremdenzim- 
mern erwarten lassen. 

13 . 2 . 5 . 

Die Kosten der Fremdenzimmer und ihre Finanzie- 
rung sind von den Kosten des zu fördernden Vor- 
habens und dessen Finanzierung zu trennen. 

14. Art und Höhe der Förderung 

14 . 1 . 

Das durch einen Betriebsentwicklungsplan ausge- 
wiesene Investitionsvolumen darf eine Mindest- 
grenze nicht unterschreiten und ist nur bis zu einer 
Höchstgrenze förderungsfähig. 

14 . 2 . 

Erreicht das im Betriebsentwicklungsplan ausgewie- 
sene förderungsfähige Investitionsvolumen nicht 
den Betrag von 20 000 DM (Mindestgrenze des för- 
derungsfähigen Investitionsvolumens), so kann der 
Begünstigte nach diesen Grundsätzen nicht geför- 
dert werden. 


14 . 3 . 

Überschreitet das förderungsfähige Investitions- 
volumen den Betrag von 145 000 DM/Vollarbeits- 
kraft, so kann der Begünstigte für den überschrei- 
tenden Betrag keine Zinsverbilligung erhalten. 

14 . 4 . 

Die Höchstgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens, für das eine Zinsverbilligung ge- 
währt wird, liegt bei 600 000 DM/Unternehmen. 

14 . 5 . 

Bis zur Höchstgrenze des förderungsfähigen Inve- 
stitionsvolumens im Sinne von 14.3. kann dem Be- 
günstigten eine Zinsverbilligung für die Gesamt- 
höhe des aufgenommenen Kapitalmarktdarlehens 
gewährt werden. Im Falle einer Förderung nach 

12.5. wird eine Zinsverbilligung nur für 80% des 
aufgenommenen Kapitalmarktdarlehens gewährt. 
Die Zinsverbilligung beträgt 5 °/o. Die nominale 
Zinsbelastung des Endkreditnehmers muß minde- 
stens 3 % betragen. In Fällen, in denen die effek- 
tiven Zinskosten der zu verbilligenden Darlehen 
nicht marktgerecht sind, kann die Zustimmung zur 
Zinsverbilligung verweigert werden. 

14 . 6 . 

Die Laufzeit der zu verbilligenden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden und beträgt 
grundsätzlich 15 Jahre. Die Dauer der Zinsverbilli- 
gung beträgt bei Immobilien bis zu 20 Jahre und 
bei anderen Investitionen bis zu 10 Jahre. 

14 . 7 . 

Die Verbilligungsdauer von Krediten, die gleichzei- 
tig der Finanzierung sowohl kurzfristiger als auch 
langfristiger Investitionen dienen, ist in der Regel 
innerhalb der Höchstgrenze dem Mischungsver- 
hältnis der Kreditanteile anzupassen. 

14 . 8 . 

Kredite unter 10 000 DM/Jahr sowie Kredite mit 
einer Laufzeit von weniger als vier Jahren werden 
nicht verbilligt. 

14 . 9 . 

In den Fällen, in denen nach Abschluß der Flur- 
bereinigung oder der Bewässerung mindestens 
40 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche von 
Betrieben bewirtschaftet werden, deren Entwick- 
lungsplan genehmigt worden ist oder 70 % die- 
ser Fläche von Betrieben bewirtschaftet werden, die 
den Entwicklungszielen von 12. entsprechen, erhal- 
ten die Begünstigten für Maßnahmen nach 15., 16. 
und 17. einen Zuschuß in Höhe von 10 000 DM. Das 
öffentliche Darlehen wird um diesen Betrag ge- 
kürzt. 

15. 

Für umfassende Neu-, Um- und Ausbauten der 
Wirtschaftsgebäude eines landwirtschaftlichen Ge- 
höftes einschließlich ihrer technischen Ausrüstung 
mit einem hierfür erforderlichen förderungsfähigen 
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baulichen Investitionsvolumen von mehr als 
80 000 DM (bauliche Maßnahmen im Altgehöft) kön- 
nen ein Darlehen aus öffentlichen Mitteln (öffent- 
liches Darlehen) und ein Zuschuß gewährt werden. 
Für die Gewährung des öffentlichen Darlehens und 
des Zuschusses gelten die nachstehenden Grund- 
sätze: 

15 . 1 . 

In Betrieben mit mehr als 50 % tatsächlich genutz- 
tem Dauergrünland (Grünlandbetriebe) oder in Fut- 
terbaubetrieben, deren Futterbauanteil an der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche mehr als 80% beträgt 
(Futterbaubetriebe), kann ein öffentliches Darlehen 
bis zu 67 % des förderungsfähigen baulichen Inve- 
stitionsvolumens, jedoch höchstens bis zu 80 000 DM 
gewährt werden. 

15 . 2 . 

Darüber hinaus kann, wenn die Baumaßnahme 
grünlandbezogene Tierhaltungszweige betrifft, ein 
Zuschuß bis zu 40 % des 80 000 DM übersteigenden 
förderungsfähigen baulichen Investitionsvolumens 
gewährt werden, jedoch nicht mehr als 30 000 DM. 

15 . 3 . 

In allen übrigen Betrieben beträgt das öffentliche 
Darlehen bis zu 50% des baulichen Investitions- 
volumens, jedoch höchstens 60 000 DM. 

15 . 4 . 

Neben dem öffentlichen Darlehen und den Zuschüs- 
sen kann bei baulichen Maßnahmen im Altgehöft 
eine Zinsverbilligung für ein Kapitalmarktdarlehen 
nach 14.3., 14.4. und 14.5. gewährt werden. 

15 . 5 . 

Grünland- und Futterbaubetriebe im Sinne von 15.1. 
müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung und im 
Zieljahr des Betriebsentwicklungsplanes die dort 
genannten Anteile von Dauergrünland oder Futter- 
bau erreichen. 

15 . 6 . 

Die Finanzierung einer Betriebszweigaussiedlung 
richtet sich nach 15. bis 15.5. Zu den Kosten der Er- 
schließung kann zusätzlich ein Zuschuß von 20 000 
DM gewährt werden. 


16 . 

Für Aussiedlungen gelten folgende Finanzierungs- 
grundsätze: 

16 . 1 . 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen 
mindestens 20 000 DM betragen. 

16 . 2 . 

Dem Begünstigten kann ein Zuschuß bis zur Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Gebrauchs- 
wert und dem Veräußerungs- oder Verwertungs- 
wert seiner alten Hofstelle gewährt werden (Alt- 


stellenzuschuß), wenn die folgenden Voraussetzun- 
gen vorliegen: 

16 . 2 . 1 . 

Die Veräußerung muß im Einklang mit den in 13.1. 
genannten Zwecken stehen; eine anderweitige Ver- 
wertung der alten Hofstelle steht ihrer Veräuße- 
rung gleich, wenn sie dem in 13.1. genannten Zweck 
dient. 

16 . 2 . 2 . 

Der Veräußerungs- oder Verwertungswert der alten 
Hofstelle muß angemessen sein. 

16 . 2 . 3 . 

Der Veräußerungs- oder Verwertungswert der alten 
Hofstelle muß unter ihrem Gebrauchswert liegen. 
Der Gebrauchswert der alten Hofstelle wird auf 
60 000 DM festgesetzt (Altstellengarantiewert). 

16 . 2 . 4 . 

Der Erlös der alten Hofstelle ist voll ins Verfahren 
einzusetzen. 

16 . 3 . 

Ist die alte Hofstelle nicht alsbald zu verwerten, 
kann der im Hinblick auf den voraussichtlichen Alt- 
stellenerlös zu erwartende Altstellenzuschuß unter 
Vorbehalt bewilligt werden. 

16 . 4 . 

Für das den Altstellengarantiewert und die Eigenlei- 
stung übersteigende förderungsfähige Investitions- 
volumen können ein öffentliches Darlehen, zinsver- 
billigte Kapitalmarktmittel nach 14.3., 14.4. und 14.5. 
sowie Zuschüsse gewährt werden. 

16 . 4 . 1 . 

Das öffentliche Darlehen beträgt höchstens 
150 000 DM. 

16 . 4 . 2 . 

Grünland- und Futterbaubetrieben im Sinne von 
15.1. kann ein Zuschuß bis zu 30% des 150 000 DM 
übersteigenden förderungsfähigen baulichen Inve- 
stitionsvolumens (ohne Erschließung) gewährt wer- 
den, jedoch nicht mehr als 60 000 DM. 

16 . 5 . 

Zu den Kosten für die Erschließung des Aussiedlungs- 
gehöftes (Wegebau, Abwasserbeseitigung, Eingrü- 
nung, Anschluß an die Energie- und Wasserversor- 
gung und an das Fernsprechnetz) kann ein Zuschuß 
bis zu 50 000 DM gewährt werden. 

16 . 6 . 

Wenn für Maßnahmen nach 16. Mittel des sozialen 
Wohnungsbaus in Anspruch genommen werden, so 
sind diese auf die Förderung anzurechnen. 

17 . 

Für Teilaussiedlungen gelten folgende Finanzie- 
rungsgrundsätze: 
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17 . 1 . 

Die baren und unbaren Eigenleistungen müssen 
mindestens 15 000 DM betragen. 

17 . 1 . 1 . 

Wird der Wirtschaftsteil der bisherigen Hofstelle 
veräußert oder für nichtlandwirtschaftliche Zwecke 
verwendet, so beträgt der Altstellengarantiewert 
40 000 DM; 

16.2.1., 16.2.2., 16.2.3. erster Satz, 16.2.4., 16. 3. und 
16.4. gelten entsprechend. 

17 . 2 . 

Der Zuschuß zu den Kosten der Erschließung beträgt 
bis zu 40 000 DM. 

17 . 2 . 1 . 

Das öffentliche Darlehen beträgt höchstens 
100 000 DM. 

17 . 2 . 2 . 

Grünland- und Futterbaubetrieben im Sinne von 
15.1. kann ein Zuschuß bis zu 30% des 100000 DM 
übersteigenden förderungsfähigen baulichen Inve- 
stitionsvolumens (ohne Erschließung) gewährt wer- 
den, jedoch nicht mehr als 42 000 DM. 


18 . 

Liegen die Voraussetzungen für eine Aussiedlung 
vor, so kann anstelle einer Aussiedlung der Erwerb 
eines bestehenden Betriebes oder auch einer Hof- 
stelle nach den in 16.1. bis 16.4. aufgeführten Grund- 
sätzen gefördert werden. Eine Erschließungsbei- 
hilfe kann auch hier nur insoweit gewährt werden, 
als tatsächlich Erschließungskosten anfallen. 

18 . 1 . 

Die erworbene Hofstelle muß die betriebs- und ar- 
beitswirtschaftlichen Anforderungen, wie sie an ein 
Aussiedlungsgehöft gestellt werden, (ggf. nach den 
vorgesehenen Umbaumaßnahmen) erfüllen. 

18 . 2 . 

18. gilt entsprechend, wenn ein landwirtschaftliches 
Gehöft am bisherigen Standort oder an einem Stand- 
ort, der keine wesentliche neue Erschließung ver- 
ursacht, in vollem Umfange neu errichtet wird. Eine 
Neuerrichtung in vollem Umfange liegt auch dann 
vor, wenn die Wirtschaftsgebäude nicht vollständig 
abgerissen werden, der Wiederbeschaffungswert der 
stehenbleibenden Gebäude oder Gebäudeteile je- 
doch 20 000 DM übersteigt. Ein Altstellenzuschuß 
kann bei Neuerrichtung am bisherigen Standort 
nicht gewährt werden. 


19 . 

Die in 15.1., 15.3., 16.4.1. und 17.2.1. aufgeführten 
öffentlichen Darlehen sind mit 1 % zu verzinsen 

und nach zwei tilgungsfreien Jahren mit 2,25% 
jährlich zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen. 


20 . 

Eine Förderung ist insoweit ausgeschlossen, als die 
Finanzierung durch Eigenleistungen erbracht wird 
oder im Widerspruch zu 1.1. dieser Grundsätze steht. 
Als Eigenleistungen gelten bare oder unbare Auf- 
wendungen des Begünstigten, die bei Maßnahmen 
nach diesen Grundsätzen erbracht werden. Unbare 
Eigenleistungen werden nur bei baulichen Investi- 
tionen einschließlich Erschließung anerkannt. 

20 . 1 . 

Für die Berechnung der unbaren Eigenleistungen gilt 
folgendes: 

20 . 1 . 1 . 

Bei der Berechnung von Hand- und Spanndiensten 
des Begünstigten ist höchstens der Aufwand zu- 
grunde zu legen, der sich bei der Vergabe der Arbei- 
ten an Unternehmer abzüglich eines pauschalen 
Unternehmerzuschlages von 20% ergeben würde; 
als Hand- und Spanndienste gelten sowohl die Ar- 
beitsleistungen des Antragstellers selbst als auch 
die seiner eigenen Arbeitskräfte. 

20 . 1 . 2 . 

Sachleistungen des Begünstigten dürfen höchstens 
mit 80 % der für diese Leistungen zu angemessenen 
Preisen veranschlagten Kosten berücksichtigt wer- 
den. 


21 . 

Unter einer Kooperation ist die vertraglich geregelte 
überbetriebliche Zusammenarbeit mehrerer Land- 
wirte in beliebiger Rechtsform zu verstehen. Der 
Vertrag muß schriftlich abgeschlossen werden, so- 
weit nicht notarielle Form vorgeschrieben ist. Die 
Zusammenarbeit kann den gesamten Betrieb oder 
einzelne Betriebszweige oder Teilaufgaben umfas- 
sen. 

21 . 1 . 

Eine Vollfusion ist der Zusammenschluß ganzer be- 
stehender landwirtschaftlicher Unternehmen zu einer 
neuen Wirtschaftseinheit. 

21 . 2 . 

Eine Teilfusion ist der Zusammenschluß einzelner 
Betriebszweige nach Ausgliederung aus weiterbe- 
stehenden landwirtschaftlichen Unternehmen zu 
einer neuen Wirtschaftseinheit. 

21 . 3 . 

Eine sonstige Kooperation ist die gemeinsame Be- 
wirtschaftung von Betriebszweigen ohne Ausgliede- 
rung aus weiterbestehenden landwirtschaftlichen 
Unternehmen sowie die gemeinsame Erledigung 
von Teilaufgaben. 

21 . 4 . 

Jedem Landwirt bleibt es freigestellt, seine einzel- 
betriebliche Förderung ganz oder teilweise im Rah- 
men einer Kooperation wahrzunehmen. Insoweit 
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wird seine Förderung als Einzelunternehmer einge- 
schränkt. 

21 . 5 . 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde prüft vor 
der Gewährung der Zuschüsse gemäß 27.5. die 
Wirtschaftlichkeit der Kooperation. Eine Förderung 
ist nur zulässig, wenn der Gesellschaftsvertrag der 
Kooperation mindestens Bestimmungen enthält über 

21 . 5 . 1 . 

die Voraussetzungen für Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft, wobei die Mitgliedschaft frühestens 
zum Schluß des dritten vollen Geschäftsjahres ge- 
kündigt werden kann und die Kündigungsfrist min- 
destens ein Jahr betragen muß. 

21 . 5 . 2 . 

die Voraussetzungen für die Übertragung von 
Aktien oder Geschäftsanteilen an einer GmbH, wo- 
bei festgelegt werden muß, daß eine AG ausschließ- 
lich Namensaktien ausgeben darf und die Übertra- 
gung der Aktien bzw. Geschäftsanteile an die Ein- 
willigung der AG bzw. GmbH gebunden ist, die 
frühestens nach Ablauf von drei Jahren nach Ein- 
tragung der Gesellschaft erteilt werden kann. 

21 . 5 . 3 . 

die Organe, ihre Aufgaben und die Art der Beschluß- 
fassung, insbesondere über die Auflösung der Ko- 
operation, wobei eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen vorgeschrieben werden muß, sofern 
nicht gesetzlich etwas anderes vorgesehen ist. 

21 . 5 . 4 . 

die Dauer des Bestehens der Kooperation, wobei 
mindestens eine Dauer von fünf Jahren vorgesehen 
sein muß. 

22 . 

Im Rahmen einer Vollfusion können Begünstigte 
nur gefördert werden, wenn alle Beteiligten land- 
wirtschaftliche Unternehmer nach 10.2. bis 10.4. und 
gegebenenfalls 10.6. sind und die Voraussetzungen 
von 11.1. und 11.2. erfüllen. 

23. 

Im Rahmen einer Teilfusion können Begünstigte nur 
gefördert werden, wenn alle Beteiligten die Voraus- 
setzungen nach 10.2. bis 10.4. und gegebenenfalls 

10.6. sowie nach 11. und 12. erfüllen. 

24. Begünstigte 

24 . 1 . 

im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte, deren landwirtschaft- 
liches Einkommen am Gesamteinkommen weniger 
als 50 °/o beträgt oder deren für Tätigkeiten außer- 
halb des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit mehr 
als die Hälfte ihrer Gesamtarbeitszeit ausmacht 
(Nebenerwerbslandwirte) oder 


24 . 2 . 

die die in 11. und 12. genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllen, 

24 . 3 . 

können nur gefördert werden, wenn sie sich an einer 
Kooperation beteiligen, die auf eine unmittelbare 
Flächenbewirtschaftung (z. B. in Form der Maschi- 
nenringe) gerichtet ist und soweit sie Investitionen 
im Interesse einer solchen Kooperation vornehmen. 

25. 

Die bei einer Vollfusion entstehende neue Wirt- 
schaftseinheit muß die Voraussetzungen nach 11.3., 

11.4. und 12. erfüllen. 


26. 

Bei einer Teilfusion nach 23. und einer sonstigen 
Kooperation ist neben der Einführung einer ord- 
nungsgemäßen Buchführung nach 11.3. und 11.4. für 
die verbleibenden Einzelbetriebe, soweit sie die 
Voraussetzungen von 10.2. bis 10.4. und gegebenen- 
falls 10.6. sowie von 11. und 12. erfüllen, auch die 
Einführung einer vergleichbaren Buchführung für 
die Kooperation selbst erforderlich. 


27. 

Für die Förderung gilt folgendes: 

27 . 1 . 

Gefördert werden die an der Kooperation beteiligten 
Landwirte (Begünstigte). 

27 . 2 . 

Die Mindestgrenze des förderungsfähigen Investi- 
tionsvolumens bei Kooperationen (unbeschadet von 

27.4.) beträgt je Vorhaben für einen Zeitraum von 
höchstens vier Jahren 20 000 DM. 

27 . 3 . 

Die Förderung der einzelnen Antragsteller richtet 
sich nach den unter 14.1. bis 20.1.2. genannten Grund- 
sätzen mit Ausnahme von 14.4., wobei das förde- 
rungsfähige Investitionsvolumen 1 Million DM ins- 
gesamt nicht übersteigen darf. 

27 . 4 . 

Begünstigte, die sich an einer sonstigen Kooperation 
nach 24. beteiligen, können einmalig in einem Zeit- 
raum von vier Jahren für ein förderungsfähiges 
Investitionsvolumen bis zu 12 500 DM einen Zu- 
schuß von 13 °/o erhalten. 

27 . 5 . 

Bei Kooperationen (mit Ausnahme von Maschinen- 
ringen), die nach dem 20. April 1972 gegründet 
worden sind, können die Begünstigten nach der 
Gründung der Kooperation Zuschüsse zu den Grün- 
dungs- und Verwaltungskosten der Kooperation er- 


10 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/480 


halten. Der Zuschuß darf in den ersten drei Jahren 
folgende Beträge nicht übersteigen: 

27 . 5 . 1 . 

Für Vollfusionen 8 000 DM je Mitglied, höchstens 
jedoch 27 450 DM. 

27 . 5 . 2 . 

Für Teilfusionen 6 000 DM je Mitglied, höchstens 
jedoch 18 000 DM. 

27 . 5 . 3 . 

Für sonstige Kooperationen 5 000 DM je Mitglied, 
höchstens jedoch 15 000 DM. 

27 . 5 . 4 . 

Der Zuschuß wird in den ersten drei Jahren nach der 
Gründung der Kooperation gezahlt und beträgt im 
ersten Jahr bis zu 60 %>, im zweiten Jahr bis zu 
40 °/o und im dritten Jahr bis zu 20 °/o der angemes- 
senen Gründungs- und Verwaltungskosten. 

28. Rationalisierung von Betrieben 
durch Verbesserung des Wohnteils 

29. Verwendungszweck 

29 . 1 . 

Gefördert werden folgende Rationalisierungsmaß- 
nahmen: 

29 . 1 . 1 . 

Kauf und Neubau von landwirtschaftlichen Wohn- 
häusern (-teilen). 

29 . 1 . 2 . 

An-, Aus- und Umbau sowie Aufstockung von land- 
wirtschaftlichen Wohnhäusern (-teilen). 

29 . 1 . 3 . 

Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Bereich land- 
wirtschaftlicher Wohnhäuser (-teile). 

29 . 1 . 4 . 

Förderungsmittel für Maßnahmen nach 29.1.3. kön- 
nen gleichzeitig mit Förderungsmitteln für Maßnah- 
men nach 29.1.1. oder 29.1.2. in Anspruch genommen 
werden. 

30. 

Als Wohnteil gilt der Teil eines landwirtschaftlichen 
Gebäudes, der dem Betriebsinhaber und seiner Fa- 
milie als Wohnung dient (einschließlich Altenteil). 

30 . 1 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch 

— die Kosten für die Erstellung eines Betriebsent- 
wicklungs- oder überbrückungsplanes, 

— - die beim Grundstüdeserwerb anfallenden Ge- 
bühren, 


— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure. 

31. 

Als Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Bereich 
gelten: 

31 . 1 . 

Erstmalige Beschaffung von Warmwasserversor- 
gungs- und zentralen Heizungsanlagen. 

31 . 2 . 

Erstmalige Beschaffung und Verbesserung von Bä- 
dern, Duschen und Handwaschbecken. 

31 . 3 . 

Neuzeitliche Einrichtungen der Wirtschaftsräume in 
den Wohnhäusern oder Wohnteilen (Wasserzapf- 
stellen, Spülbecken, Ausgüsse, entlüftbare Speise- 
kammern). 

31 . 4 . 

Schaffung von Hausanschlüssen an Versorgungs- 
leitungen und an die Kanalisation, sowie Klär- 
gruben, wenn in den nächsten 10 Jahren nicht mit 
einer gemeinsamen Einrichtung zu rechnen ist. 

31 . 5 . 

Umbauten zur Schaffung von Wohnungsabschlüssen. 

31 . 6 . 

Bauliche Veränderungen, die im Rahmen der Maß- 
nahmen zu 31.1. bis 31.4. notwendig sind. 

31 . 7 . 

Schaffung geeigneter Fußböden in Wirtschafts-, 
Bade- und Duschräumen in den Wohnhäusern oder 
Wohnteilen. 

31 . 8 . 

Instandsetzungsarbeiten im Rahmen von An-, Aus- 
und Neubaumaßnahmen sowie von Aufstockungs- 
maßnahmen. 

32. 

Als Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Bereich 
gelten nicht: 

32 . 1 . 

Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten an Ge- 
bäuden und Anlagen, Schönheitsreparaturen sowie 
Ersatzbeschaffungen. 

32 . 2 . 

Beschaffung von nicht mit dem Gebäude fest ver- 
bundenen Gegenständen. 

32 . 3 . 

Beschaffung von aufwendigem Zubehör (z. B. Heiz- 
körperverkleidungen) . 
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32 . 4 . 

Beschaffung von Einbauschränken. 

32 . 5 . 

Verbesserungen in gewerblich genutzten Räumen. 

33. Förderungsvoraussetzungen 

33 . 1 . 

Gefördert werden können: 

33 . 1 . 1 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.1. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten, sofern sie die 
Voraussetzungen von 11.1. , 11.2. und 12. erfüllen. 

33 . 1 . 2 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.2. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten. 

33 . 1 . 3 . 

Bei Förderungsmaßnahmen nach 29.1.3. die in 10.2. 
bis 10.3. genannten Begünstigten sowie alle Neben- 
erwerbslandwirte gemäß 24.1. 

34. 

Für Verpächter und Pächter gilt 10.3. sinngemäß. 

35. 

Eine Förderung nach 29.1 ist nur insoweit zulässig, 
als sie den betriebs- und arbeitswirtschaftlichen Er- 
fordernissen des land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmens entspricht. Bei Neubauten gilt im 
übrigen 13.2. 

36. 

Wenn für Maßnahmen nach 29.1. Mittel des sozialen 
Wohnungsbaus in Anspruch genommen werden, so 
sind diese auf die Förderung anzurechnen. 

37. 

Die in 29.1.3. genannten Verbesserungsmaßnahmen 
werden in Gebäuden nicht gefördert, die nachweis- 
lich reparaturunwürdig sind. 

38. Art und Höhe der Förderung 

39. 

Erreicht das förderungsfähige Investitionsvolumen 
nicht den Betrag von 5 000 DM, so kann der Be- 
günstigte nicht nach diesen Grundsätzen gefördert 
werden. 

40. 

überschreitet das förderungsfähige Volumen von 
Investitionen gemäß 29.1.1. und 29.1.2. die auf Grund 


eines genehmigten Betriebsentwicklungsplanes vor- 
genommen werden, den Betrag von 60 000 DM, so 
kann der Begünstigte für den überschreitenden Be- 
trag keine Förderung nach diesen Grundsätzen er- 
halten. 

40 . 1 . 

Eine Förderung ist auch dann zulässig, wenn der 
Betriebsentwicklungsplan ausweist, daß zur Zeit 
keine betrieblichen Investitionen erforderlich sind, 
weil die Wirtschaftsgebäude die technischen Vor- 
aussetzungen für eine moderne Bewirtschaftung er- 
füllen und die Voraussetzungen nach 11.1., 11.2. und 
12. vorliegen. 

40 . 2 . 

Bis zur Höchstgrenze eines förderungsfähigen In- 
vestitionsvolumens von 60 000 DM kann dem Be- 
günstigten eine Zinsverbilligung für Kapitalmarkt- 
darlehen bis zur Höhe von 85 % des förderungs- 
fähigen Investitionsvolumens gewährt werden. 14.5. 
Satz drei bis fünf gilt entsprechend. Liegt das zu 
fördernde Investitionsvolumen zwischen 5 000 DM 
und 15 000 DM, kann anstelle der Zinsverbilligung 
ein Zuschuß in Höhe von 23 °/o des förderungs- 
fähigen Investitionsvolumens gewährt werden. 

40 . 3 . 

Die Laufzeit der zu verbilligenden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden; der Verbil- 
ligungszeitraum beträgt höchstens 20 Jahre. 

41. 

Falls die Voraussetzungen nach 11.1., 11.2., und 12. 
nicht vorliegen, beträgt die Höchstgrenze des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens bei Maßnahmen 
nach 29.1.2. 15 000 DM. Für Investitionen nach 

29.1.3. gilt generell ebenfalls diese Höchstgrenze. 
In diesen Fällen kann ein Zuschuß in Höhe von 23 % 
des förderungsfähigen Investitionsvolumens gewährt 
werden. 

41 . 1 . 

Für die Berechnung der unbaren Eigenleistung für 
Maßnahmen nach 29.1.1., 29.1.2. und 31.6. gilt 20. 

42. Investitionshilfen für Überbrückungsmaßnahmen 

43. Verwendungszweck 

43 . 1 . 

Förderungsfähig sind die zur Weiterführung des 
Betriebes notwendigen Investitionen an Wirt- 
schaftsgebäuden und Inventar, soweit die Bestim- 
mungen nach 9. dem nicht entgegenstehen. 

43 . 2 . 

Zum förderungsfähigen Investitionsvolumen zählen 
auch 

— die Kosten für die Erstellung eines Uberbrük- 
kungsplanes, 
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— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure. 

44. Förderungsvoraussetzungen 

45. Gefördert werden können 

45 . 1 . 

die in 10.2. genannten Begünstigten, 

45 . 1 . 1 . 

sofern sie die in 11. und 12. genannten Voraus- 
setzungen nicht alle erfüllen, 

45 . 1 . 2 . 

sofern sie Alternativmaßnahmen nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte nicht in An- 
spruch nehmen können, 

45 . 1 . 3 . 

sofern eine sozialökonomische Beratung die Zweck- 
mäßigkeit der Inanspruchnahme der Hilfen nach 48. 
und 49. ergibt, 

45 . 1 . 4 . 

sofern der Hoferbe nicht hauptberuflich in diesem 
Betrieb verbleibt 

45 . 2 . 

Begünstigte nach 45.1., die ihren Betrieb endgültig 
vom Vollerwerb auf Nebenerwerb umstellen und 
dazu Investitionen vornehmen müssen. 

Dazu rechnen nicht Investitionen für die bodenun- 
abhängige Veredlungswirtschaft. Im übrigen sind 
Maschineninvestitionen ausgeschlossen, wenn eine 
Beteiligung an einer überbetrieblichen Maschinen- 
nutzung möglich ist. 

45 . 3 . 

Für Pächter gilt 10.3. sinngemäß. 

46. 

Der Antragsteller hat auf Grund eines Uberbrük- 
kungsplanes nachzuweisen, daß die geplanten Maß- 
nahmen zur Weiterführung des Betriebes notwendig 
sind. Der überbrückungsplan enthält Daten über den 
derzeitigen Zustand des Betriebes und seine mit 
dem Vorhaben angestrebte zukünftige Entwicklung. 
Für den überbrückungsplan ist ein bundeseinheit- 
licher Vordruck zu verwenden. 


47. Art und Höhe der Förderung 

48. 

Das durch einen überbrückungsplan ausgewiesene 
förderungsfähige Investitionsvolumen darf eine 
Mindestgrenze von 5 000 DM nicht unterschreiten 
und eine Höchstgrenze von 30 000 DM — in Be- 


trieben mit mehr als 80 % absolutem Grünland 
35 000 DM — nicht überschreiten. 

48 . 1 . 

überschreitet das Investitionsvolumen den Betrag 
von 30 000 DM bzw. 35 000 DM, so kann der Be- 
günstigte für den überschreitenden Betrag keine 
Förderung erhalten. 

48 . 2 . 

Einmalig kann dem Begünstigten eine Zinsverbilli- 
gung für Kapitalmarktdarlehen bis zur Höhe von 
85 °/o des förderungsfähigen Investitionsvolumens 
gewährt werden. 14.5. Satz 3 bis 5 sowie 14.6. und 
14.7. gelten entsprechend. 

48 . 3 . 

Die Laufzeit der zu verbilligenden Kredite soll dem 
Verwendungszweck angepaßt werden; sie darf einen 
Zeitraum von 20 Jahren nicht überschreiten. Außer- 
dem darf die Laufzeit nicht über das 60. Lebensjahr 
des Begünstigten hinausgehen. Kredite mit einer 
Laufzeit von weniger als fünf Jahren werden nicht 
verbilligt. 

49. 

Die Zinsverbilligung nach 48.2. kann zusätzlich zu 
den Förderungsmitteln für den Ausbau und Umbau 
von landwirtschaftlichen Wohnhäusern (-teilen) nach 

29.1.2. und Verbesserungsmaßnahmen nach 29.1.3. 
gewährt werden, wenn die Voraussetzungen hierfür 
nach 33.1. bis 36. erfüllt sind. 


Dritter Teil 

50. Ländliche Siedlung 

51 . Verwendungszweck 

51 . 1 . 

Die Maßnahmen der ländlichen Siedlung werden 
durch das öffentliche Interesse bestimmt, mit der 
Verbesserung der Agrarstruktur zur Erhaltung und 
Entwicklung der Funktionsfähigkeit ländlicher Ge- 
biete beizutragen. 

52. Die Mittel sind zu verwenden 

52 . 1 . 

zum Zwecke des Landauffangs für die Entwicklung 
landwirtschaftlicher Betriebe zu Auffangbetrieben 
als umfassende Maßnahme sowie in Ausnahme- 
fällen für ihre Errichtung (Auffangbetriebe); 

52 . 2 . 

für die flächenmäßige Vergrößerung landwirtschaft- 
licher Betriebe als Einzelmaßnahme (Anliegersied- 
lung) ; 
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52.3. 

für den vorsorglichen Ankauf von Grundstücken für 
die in 56. genannten Zwecke (Bodenzwischenerwerb). 

52.4. 

Es können gefördert werden: 

52.4.1. 

Bei Auffangbetrieben 

52.4.1.1. 

der Ankauf von Grundstücken, 

52.4.1.2. 

die Besiedlung einschließlich notwendiger Boden- 
verbesserungsarbeiten, 

52.4.1.3. 

die Einrichtung der Betriebe, 

52.4.1.4. 

das Aufstellen des Betriebsentwicklungsplanes, 

52.4.1.5. 

die Zahlung der Besiedlungsgebühr. 

52.5.1. 

Bei der Anliegersiedlung 

52.5.1.1. 

der Ankauf von Grundstücken, 

52.5.1.2. 

notwendige Bodenverbesserungsarbeiten auf diesen 
Grundstücken, 

52.5.1.3. 

das Aufstellen des Betriebsentwicklungsplanes, 

52.5.1.4. 

die Zahlung der Besiedlungsgebühr. 

52.6. 

Für den Ankauf von Grundstücken für Auffangbe- 
triebe und für die Anliegersiedlung dürfen die Mit- 
tel nur und insoweit gewährt werden, als die Nut- 
zung geeigneter Flächen auf Grund eines Pacht- 
oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses nicht möglich 
oder nicht sinnvoll ist. 

52.7. 

Für Bodenverbesserungsarbeiten dürfen Mittel nur 
gewährt werden, wenn eine im öffentlichen Inter- 
esse erforderliche landwirtschaftliche Nutzung von 
Brachflächen ohne die Bodenverbesserung nicht 
möglich ist und die Kosten der Bodenverbesserung 
1 000 DM je Hektar der zu verbessernden Fläche 
nicht überschreiten. 

52.8. 

Von der Förderung der Einrichtung der Betriebe 
nach 52.4.1.3. sind der Kauf von Schweinen und Ge- 


flügel sowie von zur Erzeugung von Kalbfleisch 
bestimmten Kälbern sowie bauliche Investitionen für 
diese Betriebszweige ausgeschlossen; das gleiche 
gilt für den Ankauf von Rindern und Schafen, falls 
der Anteil der Verkäufe aus der Rinder- und Schaf- 
haltung nach Durchführung des Betriebsentwick- 
lungsplanes nicht mehr als 60 °/o der gesamten Ver- 
kaufserlöse des Betriebes ausmacht. Soweit ein Auf- 
fangbetrieb zur Erfüllung seines Zwecks aus be- 
triebswirtschaftlichen Gründen auf Schweinehaltung 
angewiesen ist, können Baumaßnahmen hierfür un- 
ter der Voraussetzung gefördert werden, daß nach 
Durchführung des Betriebsentwicklungsplanes min- 
destens 75 %> der Futtermittel im Betrieb selbst er- 
zeugt werden können, und die Gestehungskosten 
nicht weniger als 37 000 DM und nicht mehr als 
150 000 DM betragen. 

53. Förderungsvoraussetzungen 

54. 

Förderungsvoraussetzungen bei Auffangbetrieben 
und bei der Anliegersiedlung. 

54.1. 

Die Förderung von Auffangbetrieben und der An- 
liegersiedlung setzt ein erhebliches öffentliches In- 
teresse voraus. Dieses ist — abgesehen vom Fall 
54.3. — nur gegeben, wenn 

54.1.1. 

die Vorhaben dem Auffang und der landwirtschaft- 
lichen Nutzung von Flächen dienen, die brachgefal- 
len sind oder bei denen aus begründetem Anlaß da- 
mit zu rechnen ist, daß sie brachfallen, 

54.1.2. 

die Brache aus agrarstrukturellen Gründen verhin- 
dert werden soll und 

54.1.3. 

eine bessere Verwendung der Flächen nicht mög- 
lich ist. 

54.2. 

Auffangbetriebe sind nach den Förderungskonditio- 
nen dieses Teiles der Grundsätze nur zu fördern, 
wenn auf Grund ihrer ungünstigen Ausgangssitua- 
tion eine Förderung nach dem zweiten Teil dieser 
Grundsätze nicht zu wirtschaftlich tragbaren Bela- 
stungen führen würde. 

54.3. 

Bei der Anliegersiedlung liegt das erhebliche öffent- 
liche Interesse ferner dann vor, wenn die Landzu- 
lage erforderlich ist, um örtlich eine sinnvolle Zahl 
von entwicklungsfähigen Betrieben zu erhalten. 

54.4. 

Bei der Anliegersiedlung muß die Gesamtfläche, 
deren Zulage (Kauf oder mindestens 12jährige 
Pacht oder ähnliche vertraglich gesicherte Nut- 
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zung) gefördert werden kann, je Vorhaben minde- 
stens 4 ha betragen; im Einzelfall sind Ausnahmen 
hiervon zulässig. 

54 . 5 . 

Hinsichtlich des zu erzielenden Betriebsergebnisses, 
der beruflichen Befähigung des zu fördernden Land- 
wirts, der Buchführung, des Betriebsentwicklungs- 
planes sowie der Voraussetzung der Förderung von 
Wohnhäusern bei Auffangbetrieben gelten die Be- 
stimmungen von 11., 12. und 13. dieser Grundsätze. 

54 . 5 . 1 . 

Dabei sollte jedoch die Betriebsgröße möglichst auf 
die Beschäftigung von zwei Arbeitskräften (VAK) 
angelegt und besonders auf die bisherigen wirt- 
schaftlichen Leistungen des zu fördernden Landwirts 
geachtet werden. Die Organisation eines Auffangbe- 
triebes ist so zu planen, daß unter den gegebenen 
Standortverhältnissen eine möglichst große Be- 
triebsfläche je Arbeitskraft bewirtschaftet werden 
kann. 

54 . 6 . 

Auffangbetriebe und im Wege der Anliegersiedlung 
vergrößerte Betriebe müssen außerdem ihrem be- 
triebswirtschaftlichen Zuschnitt und ihrer örtlichen 
Lage nach erwarten lassen, daß sie sich auch ferner- 
hin im Sinne des Förderungszwecks entwickeln. 


55. 

Bei der Förderung von Auffangbetrieben und der 
Anliegersiedlung sind das erhebliche öffentliche In- 
teresse im Sinne von 54.1. und 54.3. und die in 

54.6. geforderte Erwartung besonders zu begründen. 

56. 

Der vorsorgliche Ankauf von Grundstücken durch 
Siedlungsunternehmen (Bodenzwischenerwerb) kann 
nur gefördert werden, wenn er der Entwicklung 
oder Errichtung von Auffangbetrieben oder der 
Anliegersiedlung oder der Durchführung von son- 
stigen öffentlich geförderten Vorhaben der länd- 
lichen Siedlung nach Maßgabe des SFG und RSG 
und der Eingliederung von Vertriebenen und Flücht- 
lingen nach Maßgabe des Titels „Landwirtschaft" 
des BVFG oder anderen Strukturmaßnahmen dient. 


57. Art und Höhe der Förderung 


58. 

Der zu fördernde Landwirt (Begünstigte) hat Eigen- 
leistungen in zumutbarem Umfange in das Verfah- 
ren einzubringen. 

58 . 1 . 

Für die in 52. genannten Verwendungszwecke 
— außer der Besiedlungsgebühr — sind in erster 
Linie Darlehen zu gewähren. 


58 . 2 . 

Die Darlehen werden entweder einem zugelassenen 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen (Zwischen- 
kredit) oder dem zu fördernden Landwirt unmittel- 
bar (Direktkredit) gewährt. 

58 . 3 . 

Die als Zwischenkredit gewährten Darlehen sind 
im Siedlungsverfahren auf die einzelnen Betriebe 
unterzuverteilen (unterverteilter Zwischenkredit). 
Mit Beginn des Kalenderhalbjahres, das auf die Ge- 
nehmigung der Unterverteilung des Kredites durch 
die Siedlungsbehörde und die persönliche Schuld- 
übernahme durch den zu fördernden Landwirt folgt, 
ist das Siedlungsunternehmen aus der persönlichen 
Haftung für den Zwischenkredit zu entlassen. 

59. 

Der dem Siedlungsunternehmen gewährte Zwischen- 
kredit darf für den Erwerb von Grundstücken bis 
zu 90 °/o des von der zuständigen Siedlungsbehörde 
als angemessen anerkannten Kaufpreises sowie für 
die Besiedlung bis zu 100% der von der Siedlungs- 
behörde als notwendig anerkannten Aufwendungen 
betragen. 

60. 

Die Bedingungen für den Zwischenkredit sind fol- 
gende: 

60 . 1 . 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes 
Grundstück für einen Auffangbetrieb oder die An- 
liegersiedlung oder ein Verfahren nach dem Bundes- 
vertriebenengesetz verwendet, so ist er für das Sied- 
lungsunternehmen bis zur Unterverteilung auf die 
Siedlerstellen, längstens jedoch für die Dauer von 
fünf Jahren, gerechnet von dem auf die erste Aus- 
zahlung folgenden Halbjahresersten an, zinslos. 
Nach Ablauf der fünf Jahre ist der Zwischenkredit 
mit jährlich 4 % zu verzinsen. 

60 . 2 . 

Der dem Siedlungsunternehmen für die Besiedlung 
gewährte Zwischenkredit ist bis zur Unterverteilung 
auf die Siedlerstellen, längstens jedoch für die Dauer 
von drei Jahren, gerechnet von dem auf die erste 
Auszahlung folgenden Halbjahresersten an, zinslos. 
Nach Ablauf der drei Jahre ist der Zwischenkredit 
mit jährlich 4 % zu verzinsen. 

60 . 3 . 

Wird ein mit dem Zwischenkredit erworbenes 
Grundstück für ein in 56. genanntes Vorhaben ver- 
wendet, das nicht schon zu den in 60.1. genannten 
Verfahren zählt, so ist der Zwischenkredit bis zu 
dieser Verwendung, längstens jedoch für die Dauer 
von fünf Jahren, gerechnet von dem auf die erste 
Auszahlung folgenden Halbjahresersten an, mit jähr- 
lich 3 % zu verzinsen. Der Zwischenkredit ist am 
Letzten des Monats zurückzuzahlen, der dem Monat 
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folgt, in dem diese Verwendung geschieht, späte- 
stens jedoch nach Ablauf von fünf Jahren. 

60 . 4 . 

Kann ein mit dem Zwischenkredit erworbenes 
Grundstück nicht für ein Verfahren oder Vorhaben 
nach 60.1. und 60.3. verwendet werden, so ist der 
Zwischenkredit unbeschadet der Rückzahlungspflicht 
von dem auf die erste Auszahlung folgenden Halb- 
jahresersten an für die Dauer von fünf Jahren mit 
jährlich 3 °/o, danach mit jährlich 4 °/o zu verzinsen. 

61 . 

Die Höhe des unterverteilten Zwischenkredites und 
des Direktkredites bei Auffangbetrieben und bei 
der Anliegersiedlung wird wie folgt geregelt: 

61 . 1 . 

Der dem Begünstigten bei Auffangbetrieben und bei 
der Anliegersiedlung gewährte unterverteilte Zwi- 
schenkredit und der Direktkredit dürfen nur so hoch 
sein, daß die jährliche Zins- und Tilgungsleistung 
innerhalb der nachhaltigen Kapitaldienstgrenze ab- 
züglich des Kapitaldienstes für bereits bestehende 
Belastungen des Betriebes liegt; dabei darf beim 
Ankauf von Grundstücken der Förderung nur der 
von der zuständigen Siedlungsbehörde unter Be- 
rücksichtigung der wirtschaftlichen Ertragsfähigkeit 
als angemessen anerkannte Kaufpreis zugrunde ge- 
legt werden. 

61 . 2 . 

Die nachhaltige Kapitaldienstgrenze wird unter Be- 
rücksichtigung des Betriebsentwicklungsplanes fest- 
gestellt; dabei ist besonders auf eine ausreichende 
Eigenkapitalbildung zu achten. 

62 . 

Die Bedingungen des unterverteilten Zwischen- 
kredites und des Direktkredites bei Auffangbetrie- 
ben sind folgende: 

62 . 1 . 

Der bei Auffangbetrieben gewährte unterverteilte 
Zwischenkredit und der Direktkredit sind mit jähr- 
lich 1 % zu verzinsen und mit 2,25 °/o des ursprüng- 
lichen Darlehnsnennbetrages unter Zuwachs der er- 
sparten Zinsen jährlich zu tilgen. 

Dabei darf der Teil des Darlehens, der für die För- 
derung des Ankaufs von Grundstücken und der Ein- 
richtung des Betriebes gewährt wird, nicht mehr als 
49 % der entsprechenden Gestehungskosten bis zu 
einem Darlehenshöchstbetrag von 71 700 DM/ AK 
betragen. Würde die Kapitaldienstgrenze bei einer 
Förderung zu diesen Bedingungen überschritten, so 
kann in besonderen Fällen mit Zustimmung der 
zuständigen obersten Landesbehörde der Zinssatz bis 
auf 0,5 °/o und der Tilgungssatz bis auf 2 °/o herab- 
gesetzt werden. Hierbei darf der Teil des Darlehens, 
der auf die Förderung des Ankaufs von Grund- 
stücken und der Einrichtung des Betriebes gewährt 
wird, nicht mehr als 44 °/o der entsprechenden Ge- 


stehungskosten bis zu einem Darlehenshöchstbetrag 
von 63 500 DM/AK betragen. 

62 . 2 . 

Zinsen und Tilgung des unterverteilten Zwischen- 
kredites sind vom Beginn des Kalenderhalbjahres 
an, das auf die von der Siedlungsbehörde geneh- 
migte Unterverteilung folgt, zu entrichten. Die Un- 
terverteilung ist auf den Stichtag der wirtschaftlichen 
Übernahme des geförderten Vorhabens abzustellen. 
Zinsen und Tilgung des Direktkredites sind vom 
Beginn des Kalenderhalbjahres an zu entrichten, 
das auf die von der Siedlungsbehörde festgestellte 
wirtschaftliche Übernahme des geförderten Vorha- 
bens folgt. 

Es können bis zu drei — bei besonderen Anlauf- 
schwierigkeiten mit Genehmigung der zuständigen 
obersten Landesbehörde bis zu fünf — Freijahre 
gewährt werden. 

62 . 3 . 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn 
der Förderung auf bis zu 5 °/o des ursprünglichen 
Darlehensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prü- 
fung der wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes 
gerechtfertigt ist. 

63 . 

Die Bedingungen des unterverteilten Zwischen- 
kredites und des Direktkredites bei der Anlieger- 
siedlung sind folgende: 

63 . 1 . 

Der bei der Anliegersiedlung gewährte Kredit ist 
mit 3 °/o jährlich zu verzinsen und mit 2 °/o des ur- 
sprünglichen Darlehensbetrages unter Zuwachs der 
ersparten Zinsen jährlich zu tilgen und darf nicht 
mehr als 86 °/o der Gestehungskosten bis zu einem 
Darlehenshöchstbetrag von 124 700 DM/AK betra- 
gen. 

63 . 2 . 

Zinsen und Tilgung des unterverteilten Zwischen- 
kredites sind vom Beginn des Kalenderhalbjahres 
an, das auf die von der Siedlungsbehörde geneh- 
migte Unterverteilung folgt, zu entrichten. Die Unter- 
verteilung ist auf den Stichtag der wirtschaftlichen 
Übernahme des geförderten Vorhabens abzustellen. 

Die Verzinsung und Tilgung des Direktkredites be- 
ginnt mit dem auf die erste Auszahlung folgenden 
Halbjahresersten. 

In Ausnahmefällen kann ein Freijahr gewährt wer- 
den. 

63 . 3 . 

Die jährliche Tilgung ist von der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle nach Ablauf des neunten Jahres nach Beginn 
der Förderung auf bis zu 5 °/o des ursprünglichen 
Darlehensbetrages zu erhöhen, wenn dies nach Prü- 
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fung der wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes 
gerechtfertigt ist. 

64. 

Die Zins- und Tilgungsbeträge sind halbjährlich zum 
1. April j. J. für die Zeit vom 1. Januar bis 
30. Juni und zum 1. Oktober j. J. für die Zeit vom 
1. Juli bis 31. Dezember fällig. Bleibt der Zahlungs- 
verpflichtete mit der Zahlung länger als zehn Tage 
in Verzug, so können Verzugszinsen in Höhe von 
0,5% je Monat, und zwar für jeden angefangenen 
Monat voll, erhoben werden. 

65. 

Für die Finanzierung von Auffangbetrieben können 
in Ergänzung eines Darlehens auch Zuschüsse ge- 
währt werden, wenn mit der Gewährung von Dar- 
lehen allein der Förderungszweck nicht erreicht wer- 
den kann. Die Zuschüsse dürfen im Einzelfall ein 
Drittel der für die Maßnahme gewährten Darlehen 
nicht überschreiten; die zuständige oberste Landes- 
behörde kann diesen Anteil bis auf die Hälfte er- 
höhen, wenn anderenfalls die Kapitaldienstgrenze 
überschritten werden würde. Soweit im Rahmen 
dieser Regelung für die Förderung des Ankaufs von 
Grundstücken und der Einrichtung des Betriebes an- 
stelle von Darlehen Zuschüsse gewährt werden, 
dürfen sie nicht mehr als 31 °/o der entsprechenden 
Gestehungskosten bis zu einem Zuschußhöchst- 
betrag von 44 300 DM/AK betragen. 

66. Besiedlungsgebühr 

66 . 1 . 

Die Besiedlungsgebühr (nach 52.4.1.5. und 52.5.1.4.) 
wird den mitwirkenden Siedlungsunternehmen als 
Zuschuß gezahlt. 

66 . 2 . 

Als Besiedlungsgebühr werden gewährt 

66 . 2 . 1 . 

bei Auffangbetrieben 

— die jeweils geltenden Gebühren für Architekten 
und Ingenieure, 

— eine Betreuungsgebühr in entsprechender An- 
wendung von 8. bis 8.3., 

— - eine Gebühr nach 66.2.2. für die Zulage landwirt- 
schaftlicher Nutzflächen. 

66 . 2 . 2 . 

Die Gebühr für die Zulage landwirtschaftlicher 
Nutzflächen bei Auffangbetrieben und bei der An- 
liegersiedlung beträgt 

— 600 DM je Hektar, jedoch nicht mehr als 
8 000 DM je Verfahren in Kauffällen. 

— 300 DM je Hektar für zur Nutzung auf Grund 
eines Pacht- oder ähnlichen vertraglichen Nut- 
zungsverhältnisses mit mindestens 12jähriger 
Dauer im Siedlungsverfahren vermittelten Lan- 
des. 


67. 

Bei den nach diesen Grundsätzen zu fördernden 
Vorhaben muß ein gemeinnütziges Siedlungsunter- 
nehmen im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes mit- 
wirken. 

68. und 69. nicht besetzt 


Vierter Teil 

70. Einführung der Buchführung 

in landwirtschaftlichen Betrieben 

71. 

Die Gewährung von Zuschüssen zur Einführung der 
Buchführung in land- und fischereiwirtschaftlichen 
Betrieben ist als Anreiz für die Aufnahme der Buch- 
führung gedacht. Die bezuschußte Buchführung soll 
Daten zur Betriebskontrolle und zur Verbesserung 
der Betriebsführung liefern. Wird ein Betrieb von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde ausgewählt, 
Buchführungsdaten für Informationszwecke und 
Zwecke der wissenschaftlichen Untersuchungen, ins- 
besondere im Rahmen des Informationsnetzes der 
Buchführungen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zu liefern, so hat sich der Betriebsinhaber, 
der nach diesen Förderungsgrundsätzen einen Zu- 
schuß erhält, zu verpflichten, die Buchführungsdaten 
seines Betriebes den genannten Stellen anonym zur 
Verfügung zu stellen. 

72 . 1 . 

Gefördert werden können Haupterwerbslandwirte 
im Sinne von 10.2., 

72 . 1 . 1 . 

wenn sie erstmals mit einer laufenden Buchführung 
für ihren Betrieb in Zusammenarbeit mit einer land- 
wirtschaftlichen Buchstelle oder einer anderen 
Bücher führenden Stelle beginnen. Eine frühere 
Buchführungsätigkeit gemäß § 2 Landwirtschafts- 
gesetz vom 9. September 1955 schließt eine Förde- 
rung nicht aus. 

72 . 2 . 

Keine Zuschüsse erhalten Personen, 

72 . 2 . 1 . 

die auf Grund von Vorschriften des Steuerrechts 
buchführungspflichtig sind, 

72 . 2 . 2 . 

oder die für ihre Buchführung anderweitig aus 
öffentlichen Mitteln Zuschüsse erhalten. 

73. Förderungsvoraussetzungen 
73 . 1 . 

Zuschüsse können nur gewährt werden, wenn die 
Buchführung der Stufe III oder der Stufe V der vom 
Koordinierungsausschuß für Buchführung und Buch- 
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führungsauswertung beim Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten festgelegten 
Stufen der Buchführung entspricht. 

73 . 2 . 

Für die Stufe III muß die Buchführung mindestens 
folgende Aufzeichnungen umfassen: 

73 . 2 . 1 . 

Laufende Aufzeichnungen aller Geldvorgänge mit 
einer Verteilung auf Sachvermögenskonto, Kapital- 
konto und Erfolgskonto sowie einer Untergliede- 
rung des Erfolgskontos nach Ertrags- und Auf- 
wandsarten (Kassenbuch). 

73 . 2 . 2 . 

Erfassung des Aktivvermögens am Anfang und am 
Ende des Wirtschaftsjahres (Inventur). 

73 . 2 . 3 . 

Monatliche Aufzeichnung der Naturalentnahmen für 
Haushalt und Deputat. 

73 . 2 . 4 . 

Vierteljährliche Feststellung der Viehbestände. 

73 . 2 . 5 . 

Erfassung der erzeugten und verkauften Mengen bei 
den wichtigsten pflanzlichen und tierischen Erzeug- 
nissen. 

73 . 2 . 6 . 

Erfassung des Arbeitskräftebestandes im Wirt- 
schaftsjahr (Verzeichnis der Arbeitskräfte). 

73 . 2 . 7 . 

Erfassung der Bodennutzung im vorhergehenden 
und laufenden Wirtschaftsjahr (Anbauverzeichnis). 

73 . 3 . 

Auf Grund dieser Aufzeichnungen ist ein Jahres- 
abschluß zu erstellen, der in Form und Inhalt der 
Anlage 2 entspricht. Er besteht für die Stufe III aus 
folgenden Abschnitten: 

73 . 3 . 1 . 

Jahresbilanz. 

73 . 3 . 2 . 

Gewinn- und Verlustrechnung. 

73 . 3 . 3 . 

Berechnung des betriebswirtschaftlichen Erfolgs des 
Betriebes und des Unternehmens. 

73 . 3 . 4 . 

Anbau, Naturalerträge und Erlöse in der Boden- 
nutzung. 

73 . 3 . 5 . 

Bestand, Leistungen und Erlöse in der Viehhaltung. 


73 . 3 . 6 . 

Arbeitskräfteübersicht. 

73 . 4 . 

Für die Stufe V ist anstelle der unter 73.2.3., 

73.2.4. und 73.2.5. genannten Aufzeichnungen die 
monatliche Erstellung eines umfassenden Vieh- und 
Naturalberichtes erforderlich. Außerdem sind bei 
den Aufzeichnungen die Direktkosten nach Betriebs- 
zweigen (Kostenstellen) zu untergliedern. Im Ab- 
schluß muß zusätzlich für die wichtigsten Betriebs- 
zweige die Berechnung der direktkostenfreien Lei- 
stung ausgewiesen werden (Abschnitt VII der An- 
lage 2). 

73 . 5 . 

Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, eine Zweit- 
schrift des Jahresabschlusses nach Abschluß des 
Wirtschaftsjahres der nach Landesrecht zuständigen 
Stelle vorzulegen. Der Prüfungsvermerk auf dem 
Jahresabschluß muß von dem Leiter der Buchstelle 
oder der Bücher führenden Stelle unterzeichnet sein. 


74. Art und Höhe der Förderung 


Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach den für 
die Buchführung aufzuwendenden Kosten und be- 
trägt für die Stufe III und Stufe V bis zu 

1. Jahr 300 DM 

2. Jahr 300 DM 

3. Jahr 300 DM 

4. Jahr 300 DM 


5. Jahr 


300 DM 


6. Jahr 200 DM 


Der jährliche Zuschuß darf den Rechnungsbetrag 
(ohne Mehrwertsteuer) der landwirtschaftlichen 
Buchstelle oder der Bücher führenden Stelle nicht 
übersteigen. 


74 . 2 . 

Nach dem sechsten Jahr werden keine Zuschüsse 
zur Buchführung mehr gewährt. 


Fünfter Teil 

75. Rückforderung und Sicherung der Mittel 

76. 

Der Begünstigte ist verpflichtet, erhaltene Mittel 
unverzüglich zurückzuzahlen, 

76 . 1 . 

soweit geförderte Grundstücke, Bauten, bauliche 
Anlagen, Maschinen und Geräte ohne Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde ver- 
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äußert, verpachtet oder nicht mehr dem Bewilli- 
gungszweck entsprechend verwendet werden, abge- 
sehen von dem Fall der Veräußerung von Maschi- 
nen und Geräten im Rahmen einer ordnungsmäßi- 
gen Wirtschaftsführung. 

76 . 2 . 

wenn der Betriebsinhaber in dem Wirtschaftsjahr, 
in dem er seine Buchführung eingestellt hat, ohne 
Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde seinen landwirtschaftlichen Betrieb veräußert 
oder verpachtet hat oder die Bewirtschaftung sei- 
nes Betriebes aufgegeben hat, ohne diesen zu ver- 
pachten oder zu veräußern, oder zur nebenberuf- 
lichen Landwirtschaft übergegangen ist. 

76 . 3 . 

wenn ohne Zustimmung der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde wesentlich von dem Betriebs- 
entwicklungsplan oder überbrückungsplan abge- 
wichen worden ist. 

76 . 4 . 

wenn sich ergibt, daß ein Siedlungsverfahren oder 
sonstiges Vorhaben im Sinne von 56. für das die 
Mittel beantragt worden sind, nicht in der von der 
zuständigen Siedlungsbehörde festgesetzten Frist 
durchgeführt wird und die Siedlungsbehörde für be- 
gründete Einzelfälle keine Ausnahme zugelassen 
hat. 

76 . 5 . 

soweit bei einem Zwischenkredit Wertminderungen 
auftreten. 

76 . 6 . 

Die Verpflichtung zur Rückzahlung besteht dann 
nicht, wenn der Empfänger einer Überbrückungs- 
hilfe den Betrieb veräußert oder verpachtet, um die 
Landabgaberente oder die Zuschüsse zur Nachent- 
richtung von Beiträgen zu den gesetzlichen Renten- 
versicherungen zu erhalten. 

77 . 

Erhaltene Mittel können ganz oder zum Teil zu- 
rückgefordert werden, 

77 . 1 . 

wenn der Begünstigte in Konkurs gerät oder seine 
Zahlungen einstellt oder mit Zwangsvollstreckungs- 
maßnahmen verfolgt oder das Vergleichsverfahren 
zur Abwendung des Konkurses über sein Vermögen 
eingeleitet wird. 

77 . 2 . 

wenn die ordnungsmäßige Bewirtschaftung oder die 
geschlossene Erhaltung des landwirtschaftlichen Be- 
triebes nicht gesichert erscheinen. 

77 . 3 . 

soweit der geförderte Betrieb oder Betriebszweig 
innerhalb von sechs Jahren nach Bewilligung der 
Förderungsmittel nicht mehr gemäß § 13 Abs. 1 Ein- 


kommensteuergesetz der Landwirtschaft zugerech- 
net wird oder die Viehbestände die in § 51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten 
(diese Vorschrift gilt nicht im Land Berlin). 

77 . 4 . 

wenn der mit Hilfe von Förderungsmitteln erwor- 
bene oder aufgestockte Viehbestand innerhalb von 
drei Jahren wieder abgeschafft oder vermindert 
wird. 

77 . 5 . 

wenn die Förderungsmittel einem Pächter im Rah- 
men der einzelbetrieblichen Investitionsförderung 
gewährt worden sind und der Verpächter nach der 
Bewilligung die dem Pächter gewährten Förderungs- 
mittel in Verbindung mit einer Pachtrücknahme 
übernimmt, der Verpächter selbst aber keine Förde- 
rungsmittel im Rahmen der einzelbetrieblichen För- 
derung erhalten könnte. 

77 . 6 . 

wenn bei einem Altstellenzuschuß der Aussiedler die 
Verwertung der alten Hofstelle innerhalb von zehn 
Jahren nach der Bewilligung der Beihilfe wieder 
rückgängig macht. 


78 . 

Der Rückforderungsanspruch entfällt, 

78 . 1 . 

soweit Bauten, der Erwerb von Grundstücken und 
bauliche Anlagen gefördert worden sind; nach Ab- 
lauf von 20 Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der 
Fertigstellung (z. B. Gebrauchsabnahme, Übergabe) 
bei der Gewährung von Darlehen jedoch nach Til- 
gung des Darlehens; 

78 . 2 . 

soweit Maschinen und Geräte sowie bauliche Maß- 
nahmen im Rahmen der Verbesserung der arbeits- 
wirtschaftlichen Bedingungen gefördert worden 
sind, nach Ablauf von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt der Lieferung bzw. Fertigstellung der 
baulichen Maßnahmen an. 


79 . 

Hinsichtlich der Ermittlung des Rückzahlungsbetra- 
ges gilt folgendes: 

79 . 1 . 

Im Falle der Rückzahlungsverpflichtung nach 76.1. 
hat der Begünstigte, soweit er einen Zuschuß für 
Investitionen erhalten hat, zur Erfüllung der Rück- 
zahlungsverpflichtung einen Wertausgleich zu lei- 
sten, wenn die mit den Mitteln finanzierten Bauten, 
baulichen Anlagen, Maschinen und Geräte vor Ab- 
lauf der in 78.1. und 78.2. genannten Fristen ohne 
Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde veräußert oder nicht mehr dem Bewilligungs- 
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zweck entsprechend verwendet werden. Der Aus- 
gleichsbetrag ist in Höhe des Teils des Verkehrs- 
wertes der mit den Mitteln finanzierten Sache zu 
leisten, der dem Verhältnis der ursprünglich ge- 
währten Mittel zu den Gesamtgestehungskosten 
entspricht. Sind die Umstände, die den Rückforde- 
rungsanspruch entstehen lassen, nicht vom Begün- 
stigten zu vertreten, so soll der zu leistende Aus- 
gleichsbetrag die Höhe der Beihilfe nicht über- 
steigen. 

79 . 2 . 

Der Verkehrswert ist nach den „Richtlinien für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
— - Wertermittlungsrichtlinien — " vom 11. Juli 1966 
(MinBIFin 1966 S. 522) in der jeweils geltenden 
Fassung zu ermitteln. Bei beweglichen Sachen ist der 
Verkehrswert — erforderlichenfalls unter Hinzu- 
ziehung von Sachverständigen — sorgfältig zu schät- 
zen. Die Kosten der Wertfeststellung trägt der Zu- 
wendungsempfänger. 

79 . 3 . 

Bei beweglichen Sachen, deren Anschaffungswert 
den Betrag von 10 000 DM im Einzelfall nicht über- 
steigt, kann aus Gründen der Verwaltungsverein- 
fachung bei der Bemessung des vom Begünstigten zu 
zahlenden Betrages eine einheitliche Wertminderung 
von 20 % jährlich angenommen werden. 

80. 

Die Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages be- 
ginnt 

80 . 1 . 

in den Fällen nach 76.2. und 76.3. mit dem Tage der 
Auszahlung; 

80 . 2 . 

in den Fällen nach 76.1., 76.4., 76.5., und 77.1. bis 77.5. 
mit dem Tage des Eintritts der genannten Tatbe- 
stände. 


81. 

Zweckbindung und Rückzahlungsanspruch sind zu 
sichern 

81 . 1 . 

bei Zuschüssen — ausgenommen Zinszuschüssen — 
von mehr als 50 000 DM je Vorhaben durch 

81 . 1 . 1 . 

Eintragung einer brieflosen Grundschuld an bereite- 
ster Stelle im Grundbuch zugunsten des jeweiligen 
Landes, vertreten durch die oberste Landesbehörde 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten; sofern 
diese Sicherheitsleistung nicht ausreicht oder nicht 
zweckmäßig ist, durch 

81 . 1 . 2 . 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 


81 . 1 . 3 . 

LIinterlegung von Wertpapieren. Dabei sind Zu- 
schüsse, die sich auf mehrere Bauabschnitte eines 
Vorhabens beziehen, zusammenzurechnen und mit 
ihrem Gesamtbetrag, wenn dieser über 50 000 DM 
liegt, zu sichern. 

81 . 2 . 

bei öffentlichen Darlehen, außer bei der Förderung 
von Pachtbetrieben durch 

81 . 2 . 1 . 

Eintragung von Grundpfandrechten in ausreichender 
Höhe grundsätzlich an erster Rangstelle, mindestens 
jedoch im gleichen Range mit etwaigen übrigen 
öffentlichen Förderungsmitteln; sofern diese Sicher- 
heitsleistung nicht ausreicht oder nicht zweckmäßig 
ist, durch 

81 . 2 . 2 . 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 

81 . 2 . 3 . 

Hinterlegung von Wertpapieren. 

81 . 3 . 

bei der Förderung von Pachtbetrieben durch 

81 . 3 . 1 . 

Inventarpfandrectit nach dem Pachtkreditgesetz vom 
5. August 1951 (BGBL I S. 494) oder 

81 . 3 . 2 . 

Sicherungsübereignungsvertrag oder 

81 . 3 . 3 . 

Erbringung einer Bankbürgschaft oder 

81 . 3 . 4 . 

Hinterlegung von Wertpapieren. 

81 . 4 . 

Die Sicherheiten müssen sich auch auf die Zinsen 
einschließlich etwaiger Verzugs- und Strafzinsen er- 
strecken. 


Sechster Teil 

82. Allgemeine Bestimmungen 

82 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüssen 
und Darlehen nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

82 . 2 . 

Die Verwendung der Mittel sowie der Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung der Mittel richten sich 
im übrigen nach den dem Zuwendungsbescheid bei- 
zufügenden und vom Begünstigten anzuerkennen- 
den „Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätzen" 
(ABewGr). Das sich nach den ABewGr ergebende 
Prüfungsrecht des Landesrechnungshofes steht auch 
dem Bundesrechnungshof zu. 
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Anlage 1 


Förderung in Berlin 


i. 

In Berlin können Landwirte gefördert werden, deren 
Betriebe oder Betriebsteile mit einem oder mehreren 
Tierhaltungszweigen steuerrechtlich als Gewerbebe- 
trieb eingestuft sind, mit einem Umfang ihrer Tier- 
haltungen von bis zu 

1 . 1 . 

20 000 Legehennenplätzen, sofern der Einkaufswert 
von hinzugekaufter Handelsware höchstens zwischen 
20 °/o und 30 °/o des Gesamtumsatzes beträgt und die 
sonstigen Merkmale auf die Annahme eines Produk- 
tionsbetriebes schließen lassen. 

1 . 2 . 

1 200 Schweinemastplätzen auf vertraglicher Abfall- 
futterbasis. 


1 . 3 . 

80 Rindermastplätzen auf vertraglicher Abfallfutter- 
basis. 

2 . 

In Berlin sind Landwirte, deren Betriebe oder Be- 
triebsteile nach § 13 Abs. 1 Einkommensteuergesetz 
nicht der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet 
werden oder deren Viehbestände die in § 51 Bewer- 
tungsgesetz vorgesehenen Grenzen überschreiten, 
erst mit einem größeren Umfang ihrer Tierhaltungen 
als 20 000 Legehennenplätze, 1 200 Schweinemast- 
plätze auf vertraglicher Abfallfutterbasis, 80 Rinder- 
mastplätze auf vertraglicher Abfallfutterbasis von 
der Förderung ebenso ausgeschlossen, wie Produk- 
tionsbetriebe von bis zu 20 000 Legehennenplätzen, 
deren Einkaufswert von hinzugekaufter Handels- 
ware mehr als 30 °/o des Gesamtumsatzes beträgt. 
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Anlage 2 


Buchführung 


Jahresabschluß 

für Betriebe der Landwirtschaft, des Gartenbaues 
und des Weinbaues 


Wirtschaftsjahr 19 /. 


Betrieb: 

(Name) (Vorname) 


Gemeinde: 


Straße und Hausnummer: 


Kreis: 


Regierungsbezirk : 


Land: 


Zuständige untere Landwirtschaftsbehörde: 


Buchstelle bzw. Bücher führende/Biicher prüfende Stelle: 


Betriebs-Nr. bei der Buchstelle: 
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I. Jahresbilanz 

A. Aktiv* 



Anfangs- 

bilanz 

DM 

Zugang 
bzw. Mehr 

DM 



Schlußbilanz 

DM 

Mehrung 

DM 

Minderung 

DM 

1 

2 Boden 

3 Wohngebäude 

4 Wirtschaftsgebäude, 
baul. Anlagen 

5 Bodenverbesserungen 

6 Dauerkulturen 

7 

8 Betriebsvorrichtungen, 
Maschinen und Geräte 

9 Anlagen im Bau 

10 Sonstige Sachanlagen 

1 1 Immaterielle Anlagewerte 

12 Beteiligungen und 

Wertpapiere 

13 Langfristige Forderungen 








14 Anlagevermögen i.e.S. 

(ohne Vieh) zusammen 
(Summe 1 — 13) 








15 Rindvieh 1 ) 

16 Schweine 1 ) 

17 Geflügel 1 ) 

18 Sonstiges Vieh 1 ) 








19 Viehvermögen zusammen 
(Zeile 15—18) 








20 Mehrjährige Kulturen 

21 Feldinventar 

22 Zukaufvorräte 

23 Selbst erzeugte Vorräte 

24 

25 Mittelfristige Forderungen 

26 Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen 

27 Sonstige Forderungen 

28 Wechsel 

29 Postscheck, Banken 

30 Kasse 








31 Umlaufvermögen i.e.S. 

(ohne Vieh) zusammen 
(Zeile 20—30) 








i 

32 Rechnungsabgrenzung 

33 Unterbilanz 








34 Aktiva insgesamt 

(Zeile 14+ 19 + 31 +32 + 33) 









i) Eine Untergliederung dieser Positionen nadi Anlage- und Umlaufvermögen ist zulässig. 
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B. Passiva 



Anfangs- 

bilanz 

DM 

Zugang 
bzw. Mehr 

DM 

Abgang bzw. 
Weniger 

DM 


Schlußbilanz 

DM 

Mehrung 

DM 

Minderung 

DM 

1 Eigenkapital am Anfang 

2 Entnahmen 

3 Einlagen 

4 Gewinn 

5 Verlust 

6 Veränderung Unterbilanz 
(Zeile 33 Aktiva) 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

7 Eigenkapital (Zeile 1 — 6) 








8 Rücklagen nach ertrag- 
steuerlichen Vorschriften 

9 Wertberichtigungen 

10 Rückstellungen 








11 Langfristige Verbindlichkeiten 

12 Mittelfristige Verbindlich- 
keiten 








13 Verbindlichkeiten aus Liefe- 
rungen und Leistungen 

14 Wechsel 

15 Banken und Postscheck 

16 Sonstige Verbindlichkeiten 








17 Kurzfristige Verbindlichkeiten 
zusammen (Zeile 13—16) 








18 Fremdkapital zusammen 
(Zeile 11 + 12 + 17) 








19 Rechnungsabgrenzung 








20 Passiva insgesamt 

(Zeile 7 + 8 + 9 + 10 -r 18 -1- 19) 
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II. Gewinn- und Verlustrechnung 

A. Aufwand 


Kontenbezeichnung 

Aus- 

gaben 

DM 


Sonstiger 

Aufwand 

DM 


Aufwand 

DM 


Innerbe- 

trieblicher 

Verbrauch 

DM 

Erweiterter 

Aufwand 

DM 

Saat- und Pflanzgut 

Düngemittel 

Pflanzenschutz 

Sonstiger Spezialaufwand 
Bodenproduktion 

Viehzukäufe, Bruteier 

Futtermittel 

Sonstiger Spezialaufwand 
Viehhaltung 

Warenzukauf 

Betriebsmittel 

Sonstiger Spezialaufwand 









Spezialaufwand zusammen 









Löhne und Gehälter 
(einschl. Naturallohn) 
Sozialabgaben 

Lohnarbeit, Maschinenmiete 
Unterhaltung der Maschinen 
Unterhaltung PKW 
(Betriebsanteil) 

Abschreibung Maschinen 
(einschl. Betriebsanteil PKW) 
Treib- und Schmierstoffe 

(einschl. Betriebsanteil PKW) 



1 






Arbeitserledigung zusammen 









Unterhaltung Wohngebäude 
Unterhaltung Wirtschafts- 
gebäude 

Unterhaltung Grund- 
verbesserungen 

Abschreibung Wohngebäude 
Abschreibung Wirtschafts- 
gebäude 

Abschreibung Grund- 
verbesserungen 

Strom, Heizstoffe, Wasser 

Allgem. Betriebsversicherungen 
Betriebssteuern und Abgaben 
Warennebenkosten 

Sonst, allgemeiner Betriebs- 
aufwand 









Allgemeiner Aufwand 
zusammen 









Landwirtschaft insgesamt 









Nebenbetriebe 

(Forst, Jagd, Fischerei) 

Sonstige Nebenbetriebe 
Zeitraumfremder und sonstiger 
neutraler Aufwand 









Betriebsaufwand insgesamt 









Aufwand für andere Betriebe 









Zinsen, Pachten, Mieten 









Unternehmensaufwand insges. 









Gewinn 









Summe 
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B. Ertrag 


Kontenbezeichnung 

Ein- 

nahmen 

DM 


Sonstiger 

Ertrag 

DM 


Ertrag 

DM 


Inner- 

betrieblicher 

Verbrauch 

DM 

Erweiterter 

Ertrag 

DM 

Getreide 

Hülsenfrüchte, ölfrüdite, 
Faserpflanzen 

Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Feldgemüse 

Sonstige Marktfrüchte 

Sonstige Erträge des 

Ackerbaues 

Feldfutterbau 

Dauergrünland 









Ldw. Bodenerzeugnisse 
zusammen 









Dauerkulturen 

Gärtnerisches Freilandgemüse 
Gemüse unter Glas 

Zierpflanzen im Freiland 
Sdinittblumen unter Glas 
Topfpflanzen unter Glas 

Sonstige gärtnerische 

Erzeugnisse 





i 




Sonstige Bodenerzeugnisse 
zusammen 









Rindvieh 

Milch 

Schweine 

Schafe 

Geflügel und Eier 

Sonstige tierische Erzeugnisse 









Tierische Erzeugnisse 
zusammen 







■ 


Lohnarbeit, Maschinenmiete 
Sonstiger landwirtschaftlicher 
Ertrag 









Viehhaltung und Sonstiges 
zusammen 









Landwirtschaft insgesamt 









Nebenbetriebe 

(Forst, Jagd, Fischerei) 

Sonstige Nebenbetriebe 

Mietwert der Wohnung 
Zeitraumfremder und sonstiger 
neutraler Ertrag 









Betriebsertrag insgesamt 









Ertrag anderer Betriebe 









Zinsen, Pachten, Mieten 









Unternehmensertrag insgesamt 









Verlust 









Summe 
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III. Berechnung betriebswirtschaftlicher Erfolgsbegriffe des Betriebes und des Unternehmens 



DM je Betrieb 

DM je ha LF 

DM je AK 

DM je Farn. -AK 

Ertrag landw. Bodenerzeugnisse 



— 

— 

+ Ertrag sonstiger Bodenerzeugnisse 



— 

— 

+ Ertrag Viehhaltung und Sonstiges 



— 


+ Ertrag Nebenbetriebe 



— 

— 

+ Mietwert der Wohnung 
+ Zeitraumfr. und sonstiger neutraler Ertrag 



— 

— 

Betriebsertrag 




— 

— Spezialaufwand 



— 

— 

— Aufwand für Arbeitshilfsmittel 



— 

— 

— Allgemeiner Aufwand 



— 

— 

— - Aufwand für Nebenbetriebe 



— 

• — 

— -Zeitraumfr. und sonstiger neutraler Aufwand 



— 

— 

Betriebseinkommen 

1 

i 



— 

— Lohnaufkommen (ohne Lohnansatz) 



— 

— 

Roheinkommen 


— 

— 


— Lohnansatz für die nichtentlohnten 
Arbeitskräfte 



— 


Reinertrag 



— 

— 

Betriebseinkommen 



— 

— 

— Zins- und Pachtansatz 



— 

— 

Gesamt-Arbeitsertrag des Betriebes 

' 



— 

Roheinkommen 


— 

— 

— 

— Zins- und Pachtansatz 



— 

— 

Familien-Arbeitsertrag des Betriebes 



— 


Roheinkommen 


— 

— 

— 

+ Einnahmen an Zinsen, Ertrag an Mieten und 
Großpachten 



— 

— 

+ Ertrag anderer Betriebe 



— 

• — 

— Ausgaben für Zinsen, Aufwand für Mieten 
und Großpachten 



— 

— 

— Aufwand für andere Betriebe 



— 

— 

Gewinn/ Verlust 



— 
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IV. Anbau, Naturalerträge und Erlöse in der Bodennutzung 


^Nr^ 0 Kontenbezeichnung 

Bewirt- 
schaftet 
ha, ar 

Gepachtet 

ha, ar 

Verpachtet 

ha, ar 

Eigentum 

ha, ar 

In °/o der 
Acker- 
fläche 

In % der 
LF ! 

Geerntet 

dz/ha 

Erlös 

DM/dz 

Anzugeben sind die ein- 
zelnen Fruchtarten auf 
dem Ackerland; im Gar- 
tenbau genügt eine Un- 
terscheidung in 

Freilandgemüse 

Gemüse unter Glas 

Schnittblumen im Frei- 
land 

Schnittblumen unter 

Glas 

Topfpflanzen 






j 

Anzuge 
die eii 
Getrei 

Getrei 

zusc 

Raps 
Kar toi 

Zucke j 

iben für 

izelnen 

dearten 

de 

immen 

fein 

rrüben 

Ackerfläche 





100 


— 

— 

Hausgärten 

(ohne Ziergarten) 





— 

— 



Dauergrünlandfläche 





— 









— 




Dauerkulturen/mehr- 
jährige Kulturen 









Sonstige landwirtschaft- 
lich genutzte Fläche 





— 




Landwirtschaftlich 
genutzte Fläche 





— 

100 



Hausgärten 

(ohne Ziergarten) 

Forstwirtschaftliche 

Nutzfläche 

Sonstige Flächen 





— 

— 

j 


Betriebsfläche 





— 

— 
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V. Bestand, Leistungen und Erlöse in der Viehhaltung 


Konto Kontenbezeichnung 

GV 

Schlüssel 

Mittel des Wirtschaftsjahres 

Jahres- 
leistung 
kg oder Stück 
insgesamt 

Leistung 

Erlös 

Stück 

GV 

GV/100ha 

LN 

kg oder Stück 
je Tier 

DM je kg 
bzw. je Stück 

Fohlen 





— 

— 

— 

Zugpferde über 2 Jahre 





— 

— 

— 

Andere Pferde über 

2 Jahre 





— 

— 

— 

Pferde zusammen 

— 




— 

— 

— 

Kälber unter 3 Monate 







— 

Mastrinder 3 Monate 
bis 1 Jahr 







— 

Zuchtrinder 

Mastrinder 1 bis 2 Jahre 








■ * 

Zuchtrinder 







— 

Färsen 







— 

Milchkühe 








Mutter- und Ammenkühe 





— 


— 

Milch- und Zugkühe 

Reine Arbeitsrinder 

Masttiere über 2 Jahre 







— 

Zuchtbullen 





— 

— 

— 

Rindvieh zusammen 

— 




— 

— 

— 

Schafe unter 1 Jahr 





— 

— 

— 

Schafe 1 Jahr und älter 





— 


— 

Ziegen unter 1 Jahr 





— 


— 

Ziegen 1 Jahr und älter 





— 

— 

— 

Schafe und Ziegen 
zusammen 

— 




— 


— 

Ferkel 





— 


— 

Läufer 





— 


• — 

Mastschweine 





— 


— 

Zuchtsauen 








Zuchteber 





— 

— 

— 

Schweine zusammen 

— 




— 

— 

— 

Küken und Junghennen 





— 

— 

— 

Legehennen 








Masthähnchen und 
-hühnchen 









— 

Sonstiges Geflügel 





— 

— 

— 

Geflügel zusammen 

— 

— 



— 

— 

— 

Vieh insgesamt 

— 

— 



— 

— 

— 
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VI. Arbeitskräfteübersicht 


Konto Kontenbezeichnung 

Ge- 

burts- 

jahr 

ml 

(1) 

wbl 

(2) 

ständ. 

(1) 

nicht- 

ständ. 

(2) 

Er- 

werbs- 

fähig- 

keit 

°/o 

Jahresarbeitszeit 

Lohn- 

ansatz 

DM Pf 

Bezahlte 

Löhne 

DM Pf 

Voll- 

arbeitskräfte 

Be- 

kösti- 

gungs- 

tage 

Stunden 

Tage 

AK 

AK je 
100 ha 
LN 

Betriebsleiter 

Voll - und teil- 
beschäftigte Familien- 
arbeitskräfte sind 
nacheinander einzeln 
aufzuführen 





! 







Familieneigene 

Arbeitskräfte 

zusammen 







| 





Voll- und teil- 
beschäftigte familien- 
fremde Arbeitskräfte 
sind unter Angabe der 
Funktion im Betrieb 
nacheinander einzeln 
aufzuführen 

Aushilfskräfte (Männer) 
Aushilfskräfte ( Frauen ) 












Familienfremde 

Arbeitskräfte 

zusammen 












Arbeitskräfte 

insgesamt 













VII. Teilkostenrechnung für Betriebszweige (nur für Stufe V) 


Kontenbezeichnung 

Abrechnungszeitraum 
bis 

In v. H. 
der Leistun- 
gen 

Mengenangaben 

in 

Durchschnitt- 
liche Erlöse/ 
Preise 

DM / Pf 

Je Abrechnungs- 
einheit 

Leistungen 
bzw. Kosten 

Stück/ 

Gewicht 

Stück/ 

Gewicht 

insgesamt 

i 

DM / Pf 

Stück/ 

Gewicht 

DM 

DM 

insgesamt 

Leistungen 

Aufzuführen sind die 
einzelnen Leistungen 
wie Ferkel, Mast- 
schweine, Zucht- 
schweine usw. 







1 


Insgesamt 









Direktkosten 

Aufzuführen sind die 
einzelnen Direktkosten 
wie Futtergerste, 
Eiweißkonzentrat, 

Tierarzt usw . 









Insgesamt 









Direktkostenfreie 

Leistung 
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Prüfungsvermerk der landwirtschaftlichen Buchstelle 
oder der Bücher führenden bzw. Bücher prüfenden Stelle 


a) Buchführung und Jahresabschluß wurden erstellt 

Nachstehender Abschluß wurde auf Grund der von mir/uns nach den vorgelegten Grundaufzeich- 
nungen/Belegen und sonstigen Unterlagen gefertigten Buchführung erstellt. Die Grunddaten für die 
Buchführung wurden auf ihre rechnerische Richtigkeit geprüft. Die Aufstellung des Jahresab- 
schlusses erfolgte nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung. 

Der Landwirt hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der 
durchgeführten körperlichen Bestandsaufnahme schriftlich erklärt. 


den 


(OM] 


19 


(Unterschrift der Buchstelle oder der Bücher führenden Stelle) 


b) Nur der Abschluß wurde erstellt 

Nachstehender Abschluß wurde auf Grund der vorgelegten Buchführung und sonstigen Unterlagen 
erstellt. Die Buchführung wurde auf ihre rechnerische Richtigkeit geprüft. Die Aufstellung des 
Jahresabschlusses erfolgte nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung, Der Landwirt hat 
die Vollständigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der durchgeführten körperlichen Bestands- 
aufnahme schriftlich erklärt. 


(Oit) 


den 


19 


{Untersduilt der ßuchstelle oder der Bücher führenden Stelle) 


c) Der Abschluß wurde geprüft 

Nachstehender Abschluß wurde von mir geprüft. Er wurde nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung erstellt. 

Der Landwirt hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der von ihm erfaßten Grunddaten und der 
durchgeführten körperlichen Bestandsaufnahme schriftlich erklärt. 


(Ort) 


, den 


19 


(Unterschrift der Bücher prüfenden Stelle) 
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Anlage 3 


Regionalisierung des außerlandwirtschaltlichen 
Arbeitseinkommens 1973 

Land und Regionen und = 100 % DM/AK 


Schleswig-Holstein 


Region 1 

94 

16 200 

Hamburg 



Region 2 

105 

18 100 

Bremen 



Region 3 a 

Region 3 b 

97 

16 700 

Niedersachsen 



Region 4 

94 

16 200 

Berlin 



Region 5 

101 

17 400 

Nordrhein-Westfalen 



Region 6 

Region 7 a 

99 

17 100 

Region 7 b 

Region 7 c 

111 

19 200 

Rheinland-Pfalz 



Region 8 

89 

15 400 

Region 9 

105 

18 100 

Hessen 



Region 10 

90 

15 500 

Region 11 

100 

17 300 

Region 12 a 

Region 12 b 

85 

14 700 

Region 13 

105 

18 100 

Baden-Württemberg 



Region 14 

92 

15 900 

Region 15 

104 

18 000 

Bayern 



Region 16 

89 

15 400 

Region 17 

82 

14 200 

Region 18 

83 

14 300 

Region 19 

99 

17 100 

Region 20 

78 

13 500 

Region 21 

79 

13 600 

Region 22 

88 

15 200 

Region 23 

93 

16 100 

Region 24 

108 

18 600 

Region 25 

85 

14 700 

Saarland 



Region 26 

94 

16 200 

Region 27 

104 

18 000 
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I. " 


iT~A.. ,-/ f" 


Regionalisierung des 

außerlandwirtschaftlichen Arbeitseinkommens 

Zusammengestellt nach Angaben der länder 
vom Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Stand 17. April 1973, 


A U 






Erläuterungen siehe nebenstehend 



A 








-A ■■■"• 





. K r. 


-aA 




^ ^ >Jd 


A A 

CA-o,-,, 


f -'■■■ r 


- 

v-ft * -LJ 

x(Add 


, Grenze der 

Bundesrepublik Deutschland 




Grenze e'ner kreisfr Stadt 


Stand der Grenzen: 1. 8. 1972 


AAA 






Kartographie : Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
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Grundsätze für die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen 
in gemischten land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben 


In Ergänzung der Grundsätze für die Förderung von 
einzelbetrieblichen Investitionen in der Landwirt- 
schaft und für die Förderung der ländlichen Sied- 
lung gilt folgendes: 

1 . 

Gefördert werden können: 

1 . 1 . 

Ein Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft, 
wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung der Anteil 
seines Einkommens aus Landwirtschaft und/oder 
Forstwirtschaft an seinem Gesamteinkommen min- 
destens 50 % beträgt und die für Tätigkeiten außer- 
halb des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit weni- 
ger als die Hälfte seiner Gesamtarbeitszeit aus- 
macht, sowie 

1 . 2 . 

Körperschaften, Personenvereinigungen oder Ver- 
mögensmassen, die land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgen. 

1 . 3 . 

Die Förderung ist jedoch nur zulässig, wenn eine 
Förderung nach 10.2. der Grundsätze für die Förde- 
rung von einzelbetrieblichen Investitionen in der 
Landwirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung nicht möglich ist. 

2 . 

Bei Begünstigten nach 1. zählen zum landwirtschaft- 
lichen Einkommen auch Einkommen aus der Forst- 
wirtschaft und den nichtgewerblichen Nebenbetrie- 
ben. 


3 . 

Können Begünstigte nach 1.1. für reine Forstbe- 
triebe oder für den forstlichen Betriebsteil gemisch- 
ter Betriebe wegen aussetzender Nutzung oder aus 
anderen vergleichbaren Gründen keinen dem Be- 
triebsentwicklungsplan entsprechenden Nachweis 
erbringen, so kann an dessen Stelle ein Gutachten 
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde über 
die Höhe des auf Grund des Zuwachses oder des 
Nutzungssatzes nachhaltig möglichen Gewinns tre- 
ten. Auf Grund eines Kostenvergleichs ist in diesen 
Fällen nachzuweisen, daß die Investition unter An- 
wendung betriebswirtschaftlicher Abschreibungs- 
sätze und unter Berücksichtigung der durch die In- 
vestition bedingten Zinsbelastung wirtschaftlich und 
tragbar ist. 

Begünstigte, die gemischte Betriebe bewirtschaften, 
können auch allein für den landwirtschaftlichen Teil 
ihres Unternehmens einen Betriebsentwicklungs- 
plan aufstellen und den anderen Betriebsanteil im 
Rahmen des außerlandwirtschaftlichen Einkommens 
berücksichtigen. 

4 . 

In begründeten Fällen kann bei Begünstigten nach 1. 
ein Zuschlag bis zu 10 % zu dem Arbeitseinkommen 
des zu fördernden Betriebes gemacht werden. Ein 
solcher Fall liegt insbesondere dann vor, wenn das 
vergleichbare Arbeitseinkommen in einer Region 
nur erzielt werden kann, wenn eine größere Ent- 
fernung zu dem Arbeitsplatz zurückgelegt werden 
muß und zumutbare außerlandwirtschaftliche Er- 
werbsmöglichkeiten nicht vorhanden sind. 

5 . 

Im übrigen gelten für eine Förderung von Begün- 
stigten nach 1. die Grundsätze für die Förderung 
von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land- 
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen 
Siedlung entsprechend. 
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Grundsätze für die Förderung der langfristigen Verpachtung durch Prämien 


1. Verwendungszweck 
1 . 1 . 

Gefördert wird die langfristige Verpachtung eines 
landwirtschaftlichen Unternehmens durch den Eigen- 
tümer oder den Bewirtschafter. Das freigesetzte 
Land muß mindestens zu 85 % an 

1 . 1 . 1 . 

einen oder mehrere landwirtschaftliche Unterneh- 
mer gegeben werden, die als entwicklungsfähig im 
Sinne der Grundsätze für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen in der Landwirtschaft 
und für die Förderung der ländlichen Siedlung oder 
der Grundsätze für die Förderung von einzelbe- 
trieblichen Investitionen in gemischten land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in forstwirt- 
schaftlichen Betrieben anzusehen sind und das dort 
genannte Arbeitseinkommen erreichen, oder 

1 . 1 . 2 . 

an eine Gebietskörperschaft, einen Gemeindever- 
band oder einen kommunalen Zweckverband, sofern 
das Land einer landwirtschaftlichen Nutzung dauernd 
entzogen wird, oder 

1 . 1 . 3 . 

an eine juristische Person, die sich satzungsgemäß 
mit Aufgaben der Agrarstruktur (Bodengesellschaft) 
befaßt, zur späteren und weiteren Verwendung, um 
das Land der landwirtschaftlichen Nutzung zu ent- 
ziehen oder nach 8. zu verwenden. 

2 . 

Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn der Ver- 
pächter (Zuwendungsempfänger) eine Landabgabe- 
rente oder die Zuschüsse zur Nachentrichtung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung nach 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
(GAL) in Anspruch nimmt. 

3. 

Eine Förderung nach diesen Grundsätzen sowie 
eine solche nach den Grundsätzen zur Förderung 
der langfristigen Verpachtung in der Flurbereini- 
gung durch Übernahme der Beitragsleistung sind 
nebeneinander möglich. 

4. Förderungsvoraussetzungen 

4 . 1 . 

Die verpachtete Fläche muß 

4 . 1 . 1 . 

die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche des Be- 
triebes umfassen und eine Mindestgröße von 1 ha 


je Pachtvertrag und Pächter haben, wobei die nach 
Landesrecht zuständige Behörde nach Maßgabe ent- 
sprechender Regelungen dem Begünstigten eine 
landwirtschaftliche Nutzfläche bis zu 1 ha belassen 
und für mehrjährige Sonderkulturen und andere be- 
sondere Fälle geringere Mindestgrößen vorschrei- 
ben kann. 

4 . 1 . 2 . 

landwirtschaftlich voll nutzbar sein. 

5. 

Der Zuwendungsempfänger muß 

5 . 1 . 

die verpachtete Fläche gegebenenfalls unter Ein- 
schluß der Nutzungsdauer des Rechtsvorgängers seit 
mindestens drei Jahren selbst bewirtschaftet haben 
und 

5 . 2 . 

darf keine landwirtschaftlichen Nutzflächen pachten 
und muß 

5 . 3 . 

den Antrag auf Gewährung der Prämie spätestens 
12 Monate nach Beginn des Pachtverhältnisses ge- 
stellt haben. 

6 . 

Der Pächter muß 

6 . 1 . 

für die Leitung seines landwirtschaftlichen Betrie- 
bes nach der Vergrößerung durch Pacht persönlich 
und fachlich geeignet sein sowie 

6 . 2 . 

seinen Betrieb im Haupterwerb bewirtschaften und 

6 . 3 . 

darf nicht Ehegatte des Zuwendungsempfängers, mit 
diesem in gerader Linie verwandt oder verschwä- 
gert oder als Hofnachfolger bestimmt sein. 

6 . 4 . 

Er darf gepachtete Flächen für die Dauer der Pacht 
nicht unterverpachten, 

6 . 5 . 

keine anderen landwirtschaftlichen Nutzflächen ver- 
pachtet haben oder für die Dauer der geförderten 
Pacht verpachten, es sei denn, es handelt sich um 
weit abgelegene Flächen. 


35 



Drucksache 7/480 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


6 . 6 . 

Eine Bewirtschaftung im Haupterwerb im Sinne von 

6.2. liegt nur vor, wenn zum Zeitpunkt der Gewäh- 
rung der Prämie der Anteil des landwirtschaftlichen 
Einkommens des Pächters an seinem Gesamteinkom- 
men mindestens 50 °/o beträgt und die für Tätigkeiten 
außerhalb des Betriebes aufgewendete Arbeitszeit 
weniger als die Hälfte seiner Gesamtarbeitszeit aus- 
macht. 

7. 

Der landwirtschaftliche Betrieb des Begünstigten 
darf während der letzten fünf Jahre vor der Ver- 
pachtung keinen das fünffache der in § 1 Abs. 4 GAL 
festgesetzten Mindesthöhe übersteigenden Einheits- 
wert oder Arbeitsbedarf haben und nach der Ver- 
pachtung nur noch mit einer Veredlungsproduktion 
geführt werden, die den Eigenbedarf nicht über- 
steigt. überschreitet der Betrieb des Begünstigten 
das fünffache der in § 1 Abs. 4 GAL festgesetzten 
Mindesthöhe, so kann er die Prämie nur dann er- 
halten, wenn er nachweist, daß sein Betrieb trotz der 
Größe als nicht entwicklungsfähig anzusehen ist im 
Sinne von 12. der Grundsätze für die Förderung von 
einzelbetrieblichen Investitionen in der Landwirt- 
schaft und für die Förderung der ländlichen Siedlung. 

8 . 

Der landwirtschaftliche Betrieb des Pächters muß 

8 . 1 . 

nach den Grundsätzen für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen in der Landwirtschaft und 
für die Förderung der ländlichen Siedlung oder nach 
den Grundsätzen für die Förderung von einzelbe- 
trieblichen Investitionen in gemischten land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in forstwirt- 
schaftlichen Betrieben gefördert werden oder durch 
die Aufnahme des Landes (Aufstockung) allein be- 
reits das dort genannte Arbeitseinkommen nach 12. 
erreichen können. 

8 . 2 . 

Wird der Pächter nicht nach den Grundsätzen für die 
Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in 
der Landwirtschaft und für die Förderung der länd- 
lichen Siedlung oder nach den Grundsätzen für die 
Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in 
gemischten land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben gefördert 
und hat er das dort genannte Einkommensziel be- 
reits erreicht, so kann der Verpächter die Prämie 
nur erhalten, wenn kein Pächter gemäß 8.1. vor- 
handen ist. 


8 . 3 . 

Ist kein Pächter vorhanden, durch den die Bedingun- 
gen von 8.1 und 8.2. erfüllt werden können, dann 
kann der Verpächter die Prämie nur erhalten, wenn 
der Betrieb des Pächters mit der Pachtfläche gegen- 
wärtig oder ausnahmsweise in absehbarer Zeit durch 
Kauf oder Pacht weiterer Nutzflächen oder Verände- 
rung der Betriebsorganisation die Größe eines Be- 
triebes i. S. von 6.6. erreicht und nicht ausläuft. 


9. 

Die Pachtdauer muß mindestens 12 Jahre betragen. 


10 . 

Der Pachtvertrag muß nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten des Gesetzes über das landwirtschaftliche Pacht- 
wesen (Landpachtgesetzes) angezeigt und darf 
rechtskräftig nicht beanstandet worden sein. 


11 . 

Die Vorschriften von 6.1. bis 6.3. und 8. gelten nicht 
für die in 1.1.3. genannten juristischen Personen und 
die in 1.1.2. genannten Körperschaften. 

12. Art und Höhe der Förderung 
12 . 1 . 

Dem Verpächter kann ein Zuschuß in Höhe von 
500 DM, bei Verpachtung von mehrjährigen Sonder- 
kulturen in Höhe von 1 500 DM je Hektar gewährt 
werden, jedoch nicht mehr als 20 000 DM insgesamt. 


13. Allgemeine Bestimmungen 

13 . 1 . 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuschüssen 
nach diesen Grundsätzen besteht nicht. 

13 . 2 . 

Die Verwendung der Zuschüsse sowie der Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung der Zuschüsse 
richten sich im übrigen nach den dem Zuwendungs- 
bescheid beizufügenden und vom Zuwendungsemp- 
fänger anzuerkennenden „Allgemeinen Bewirtschaf- 
tungsgrundsätzen“ (ABewGr). Das sich nach den 
ABewGr ergebende Prüfungsrecht des Landesrech- 
nungshofes steht auch dem Bundesrechnungshof zu. 
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